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1. Einleitung

Eine ganzheitliche Demokratiebildung in Kindertageseinrichtungen, Grundschulen sowie 
Ganztagseinrichtungen (Schulhorten), die sich an den UN-Kinderrechten orientiert, sowie 
die wechselseitig bedingende Verwirklichung von Kinderrechten, Inklusion, Partizipation 
und Schutz vor Diskriminierung sind Schwerpunkte der inhaltlichen Arbeit des Kompe-
tenznetzwerkes Demokratiebildung im Kindesalter.1 Dieses befindet sich in Trägerschaft 
des Deutschen Kinderhilfswerkes und des Instituts für den Situationsansatz (ISTA) und 
wird im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ (2020–2024) des Bundes-
ministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend gefördert. Zu den Aufgaben des 
Kompetenznetzwerkes zählen u. a. die breite Erschließung und das Monitoring des The-
menfeldes Demokratieförderung und -bildung, die Sensibilisierung von Fachkräften, von 
Einrichtungen und der Öffentlichkeit für Kinderrechte sowie die Befähigung von Verant-
wortlichen in den Bildungseinrichtungen sowohl im frühkindlichen als auch im Primarbil-
dungsbereich mit Fokus auf Ganztag und Hort zur Umsetzung der Kinderrechte im Sinne 
der Demokratiebildung. 

Im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. führte INTERVAL von September bis 
Dezember 2020 sowie von September bis Dezember 2021 zwei umfassende Dokumen-
tenrecherchen und -analysen zur Erschließung des Themenfeldes kinderrechtebasierter 
Demokratieförderung und -bildung im Primarbereich (Ganztag/Hort) durch (Analyse I und 
Analyse II). Die zentrale Leitfrage für die Recherchen und Analysen war, inwiefern Kinder-
rechte und kinderrechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programma-
tischen Vorgaben der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind.2  
Hierzu wurden die in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben gesichtet und 
in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. 

Der vorliegenden Ergebnisbericht enthält zunächst eine Darstellung des methodischen 
Vorgehens und der Dokumentenbasis (Kapitel 2). Danach werden die Ergebnisse der 
 Analyse der jeweiligen Textarten dargestellt (Kapitel 3): 

• Ergebnisse der Analyse der Schulgesetze (Kapitel 3.1),

• Ergebnisse der Analyse der Rahmenlehrpläne (Kapitel 3.2),

• Ergebnisse der Analyse der Ausführungsgesetze (Kapitel 3.3),

• Ergebnisse der Analyse der Bildungspläne (Kapitel 3.4), 

• Ergebnisse der Analyse der ergänzenden Empfehlungen im Rahmen der Bildungspläne          
 (Kapitel 3.5). 

Abschließend werden die Ergebnisse in einer Synthese zusammengefasst und ein über-
greifendes Fazit zur Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung in den 
 untersuchten Vorgaben gezogen (Kapitel 4). 

Der Anhang enthält Übersichten mit zentralen Ergebnissen der Dokumentenanalysen zu den 
einzelnen Bundesländern (Kapitel 6) sowie die ausgewählten Artikel der UN-Kinderrechts-
konvention, die im Rahmen der Analyse insbesondere berücksichtigt wurden (Kapitel 7).

1 Der offizielle Fördertitel des Kompetenznetzwerkes lautet: Kompetenznetzwerk Frühkindliche Bildung 
und Bildung in der Primarstufe (FkBBP).

2 Im Rahmen der Aufträge wurden eine weiterführende Literaturrecherche sowie eine explorative Internet-
recherche nach Demokratiebildungskonzepten im Hort/Ganztag durchgeführt. Die Ergebnisse dieser 
Recherchen wurden separat an das Deutsche Kinderhilfswerk übermittelt.



 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V. 7

2.  Methodisches Vorgehen und 
Dokumentenbasis

Das methodische Vorgehen der Analysen I (2020) und II (2021) war identisch und 
 gliederte sich jeweils in folgende Schritte. 

Generierung der Dokumentenbasis: Im Rahmen der Analyse I (2020) wurden die 
Schulgesetze und Rahmenlehrpläne für Grundschulen sowie die Ausführungsgesetze 
 („Kita-Gesetze“) und die Bildungspläne für Kindertageseinrichtungen der Bundesländer 
betrachtet. Analyse II (2021) schloss die Schulgesetze, die Ausführungsgesetze („Kita-
Gesetze“) sowie ergänzende Empfehlungen der Länder, auf die in den jeweiligen Bil-
dungsplänen verwiesen wurde, ein. Es wurde jeweils die zum Zeitpunkt der Analysen 
aktuelle Version der rechtlichen und programmatischen Vorgaben aller Bundesländer 
eruiert und gesichtet (siehe für eine Übersicht der Quellenangaben aller analysierten 
Dokumente Kapitel 5.2). 

Entwicklung des Recherche- und Analyserasters: In Abstimmung mit dem Deutschen 
Kinderhilfswerk wurde jeweils ein differenziertes Recherche- und Analyseraster erar-
beitet, das ein systematisches sowie wissenschaftlich nachvollziehbares Vorgehen 
gewährleistet. Die Analyseraster greifen zentrale Aspekte von kinderechtebasierte 
 Demokratiebildung und den UN-Kinderrechten auf (z. B. Beteiligungsrecht) und definie-
ren Analyseregeln zur einheitlichen Erfassung der Vorgaben in den Bundesländern (ja/
teilweise/nein-Zuordnungen inklusive kurzer Erläuterung und Verweis auf Ort der Veran-
kerung). Die ausgewählten, analysierten Aspekte kinderrechtebasierter Demokratiebil-
dung werden in den jeweiligen Ergebniskapiteln aufgeführt und definiert (Kapitel 3). Die 
betrachteten UN-Kinderrechte im Wortlaut finden sich im Anhang (Kapitel 7). 

Identifikation der einbezogenen Textstellen: Die Analysen bezogen sich jeweils auf be-
stimmte Textstellen in den Dokumenten. In Analyse I (2020) lag der Fokus auf allge-
meinen Vorgaben für die Gestaltung von Bildung und Betreuung im Primarbereich in 
(Grund-)Schulen und Kindertageseinrichtungen aller Bundesländer. Analyse II (2021) 
konzentrierte sich auf Vorgaben zu Ganztagsangeboten sowie zur Kooperation von 
(Grund-)Schulen mit Ganztag/Hort und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe im 
Primarbereich. Außerdem wurden Textstellen, die Vorgaben zu Beschwerdeverfahren/  
-stellen und/oder für pädagogische Fachkräfte enthalten, mittels Schlagwortsuche 
identifiziert und in die Analyse einbezogen. Eine Übersicht über die untersuchten Doku-
mente sowie die einbezogenen Textstellen ist in Tabelle 1 abgebildet. 

Inhaltsanalyse und qualitative Einschätzung: Zuletzt erfolgten die Sichtung und Analyse  
der rechtlichen und programmatischen Vorgaben anhand des entwickelten Rasters 
sowie eine qualitative Einschätzung der Dokumente hinsichtlich Auffälligkeiten und 
 Besonderheiten, die im Vergleich besonders hervorstachen. Diese Ergebnisse werden 
im Folgenden dargestellt (Kapitel 3). 
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Tabelle 1: Übersicht der analysierten rechtlichen und programmatischen Vorgaben  
 sowie der in die Analyse einbezogenen Textstellen, Analyse I (2020) und  
 Analyse II (2021)

Textarten 
(rechtliche und weitere 
Vorgaben)

Analysierte Textstellen  
(Analyse I, 2020)

Analysierte Textstellen  
(Analyse II, 2021)

Schulgesetze Allgemeine Vorgaben zu Auf-
trag sowie zu Bildungs- und 
Erziehungszielen der Schule; 
spezifische Vorgaben für den 
Primarbereich (Grundschule)

Regelungen zu Ganztagsan-
geboten und der  Kooperation 
von (Grund-) Schulen  mit 
Ganztag/Hort und  
Einrichtungen der Kinder-  
und Jugendhilfe; Vorgaben  
zu Beschwerdeverfahren/ 
-stellen  und für pädagogische 
 Fachkräfte

Rahmenlehrpläne 
Grundschule

Fachübergreifende Vorgaben 
zum Kompetenzerwerb in der 
Grundschule

-

Ausführungsgesetze Spezifische Vorgaben für 
den Primarbereich (Kinder im 
Grundschulalter / in Grund-
schulen); Vorgaben zur Koope-
ration zwischen Schule und 
Kindertageseinrichtungen

Regelungen zu Ganztagsan-
geboten und der  Kooperation 
von Ganztag/Hort bzw.  
Einrichtungen der  Kinder-  
und Jugendhilfe mit (Grund-) 
Schulen; Vorgaben zu 
Beschwerdeverfahren/ 
- stellen und für pädagogische 
 Fachkräfte

Bildungspläne Spezifische Vorgaben für 
den Primarbereich (Kinder im 
Grundschulalter / in Grund-
schulen); Vorgaben zur Koope-
ration zwischen Schule und 
Kindertageseinrichtungen

-

Ergänzen-
de  Empfehlungen 
im  Rahmen der 
 Bildungspläne

- Regelungen zu Ganztagsan-
geboten und der  Kooperation 
von (Grund-)  Schulen mit 
Ganztag/Hort und Ein-
richtungen der Kinder-  
und Jugendhilfe; Vorgaben  
zu Beschwerdeverfahren/ 
- stellen und für pädagogische 
 Fachkräfte
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3.  Ergebnisse

3.1 Schulgesetze

3.1.1 Ergebnisse Analyse I (2020)

Die Analyse I (2020) untersuchte die Verankerung von Kinderrechten in den allgemeinen 
Vorgaben zu Auftrag und Bildungs- und Erziehungszielen der Schulen sowie spezifischen 
Vorgaben für Grundschulen aller Bundesländer. Zentrale Ergebnisse sind: 

• Die UN-Kinderrechtskonvention bzw. Kinderrechte werden in keinem   
Schulgesetz explizit erwähnt.

• Die Mehrzahl der Gesetze erwähnt die betrachteten UN-Kinderrechte  
sinngemäß, dies allerdings in sehr unterschiedlichem Maße. 

• In den Formulierungen speziell für den Grundschulbereich finden sich die  
analysierten Aspekte nur vereinzelt wieder. 

 
Tabelle 2 informiert über die Häufigkeit von expliziten oder impliziten Aussagen zu 
 Kinderrechten.3 

Tabelle 2: Verankerung von Kinderrechten in den allgemeinen Vorgaben der  
Schulgesetze und in den spezifischen Formulierungen für den 
 Grundschulbereich, Analyse I (2020)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung der UN-Kinderrechtskonvention/
Kinderrechte

0 - 16

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zu folgenden 
 Kinderrechten:

Diskriminierungsverbot (Art. 2 UN-KRK) 16 (0)* 0 0

Beteiligungsrecht (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) 12 (0) 4 (0) 0

Bildungsziele, speziell Entfaltung des Kindes/ 
 Orientierung an den Bedürfnissen und Interessen 
(Art. 29 Abs. 1a UN-KRK)

8 (0) 8 (1) 0

Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes   
Leben (Art. 29 Abs. 1d UN-KRK)

16 (4) 0 0

 

3 Die Kategorie „teilweise“ wurde grundsätzlich gewählt, wenn bestimmte Artikel der UN-Kinderrechts-
konvention in Ansätzen sinngemäß in den Dokumenten aufgegriffen wurden; welche das jeweils sind, 
wird an den entsprechenden Stellen erläutert.

Quelle: Schulgesetze der Bundesländer, n = 16. 
* in Klammern = Zahl der Länder, in denen Kinderrechte (auch) in den spezifischen Formulierungen für den Grundschulbereich  
normiert sind. 
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Die explizite Nennung der UN-Kinderrechtskonvention (alternativ: Kinderrechte oder Rechte 
der/für Kinder) stellt einen ersten Anhaltspunkt zur Verankerung von kinderrechtebasierter 
Demokratiebildung in den Gesetzen dar. In keinem der Schulgesetze wird die Achtung der UN-
Kinderrechtskonvention oder der Kinderrechte explizit normiert. 

Die darüber hinaus betrachteten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention wurden hinsichtlich 
ihrer sinngemäßen Verankerung in den Schulgesetzen analysiert: 

Das Diskriminierungsverbot wird in Anlehnung an Artikel 2 der UN-Kinderrechtskonvention 
verstanden und umschließt somit einerseits den Zugang zu Rechten (Absatz 1) als auch den 
Schutz vor Diskriminierung (Absatz 2). Der Aspekt Diskriminierungsverbot ist inhaltlich sinn-
gemäß in den Schulgesetzen aller 16 Bundesländer verankert, das heißt, dass mindestens 
einer der folgenden Aspekte normiert ist: diskriminierungsfreier Zugang zu Bildung, Verweise 
auf die jeweilige (Landes-)Verfassung, das Grundgesetz oder die Menschenrechte, explizite 
Nennung von Schule als diskriminierungsfreier Ort und/oder als Ort, der Schutz vor Diskrimi-
nierung bietet. 

Abbildung 1: Auszüge aus den allgemeinen Vorgaben des hessischen Schulgesetzes zur 
sinngemäßen Verankerung des Diskriminierungsverbots (Art. 2 UN-KRK), 
Analyse I (2020)

 
 
Das Beteiligungsrecht wird im Sinne von Artikel 12, Absatz 1 der UN-Kinderrechtskon-
vention verstanden und schließt die freie Meinungsäußerung sowie die Berücksich-
tigung der Meinung des Kindes „in allen das Kind berührenden Angelegenheiten“ ein. 
Das Beteiligungsrecht ist in zwölf Bundesländern inhaltlich sinngemäß als allgemei-
ner Grundsatz oder Leitidee (z. B. Beteiligung an der Gestaltung des Unterrichts und/
oder in allen schulischen Angelegenheiten) und auf struktureller Ebene (z. B. Wahl 
von Schüler*innenvertretung) normiert (siehe Abbildung 2). In vier Bundesländern 
 findet das Beteiligungsrecht ausschließlich auf struktureller Ebene Berücksichtigung   
(als „teilweise“  kategorisiert).

Quelle: Schulgesetze der Bundesländer
© InterVal 2022

„(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Bildung. Dieses Recht 
wird durch ein Schulwesen gewährleistet, das nach Maßgabe 
dieses Gesetzes einzurichten und zu unterhalten ist. Aus diesem 
Recht auf schulische Bildung ergeben sich einzelne Ansprüche, 
wenn sie nach Voraussetzungen und Inhalt in diesem Gesetz 
oder aufgrund dieses Gesetzes bestimmt sind.

(2) Für die Aufnahme in eine Schule dürfen weder Geschlecht, 
Behinderung, Herkunftsland oder Religionsbekenntnis noch die 
wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung der Eltern bestim-
mend sein.“

(§1 Recht auf schulische Bildung Zuständigkeit, SchulG Hessen)

„(2) Die Schulen sollen die Schülerinnen und Schüler  befähigen, 
in Anerkennung der Wertordnung des Grundgesetzes  und der 
Verfassung des Landes Hessen  
1. die Grundrechte für sich und andere wirksam werden zu 
lassen, eigene Rechte zu wahren und die Rechte anderer auch 
gegen sich selbst gelten zu lassen, (…)“

(§2 Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule, Abs. 2 SchulG 
Hessen)

„(3) Die Schule darf keine Schülerin und keinen Schüler wegen 
des  Geschlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der 
Heimat und Herkunft, einer Behinderung, des Glaubens und der 
religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligen oder 
bevorzugen.“

(§3 Grundsätze für die Verwirklichung, Abs. 3 SchulG Hessen)
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Abbildung 2: Auszüge aus den allgemeinen Vorgaben der Schulgesetze zur sinnge-
mäßen Verankerung des Beteiligungsrechts (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK),   
Analyse I (2020)

 
 
Bildungsziele, speziell die Entfaltung der Kinder und Orientierung an den Bedürfnissen 
und Interessen des Kindes im Sinne des Artikels 29, Absatz 1a der UN-Kinderrechtskon-
vention, beziehen sich darauf, „die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen.“ In acht Bundeslän-
dern sind mehrere Facetten von Entfaltung sinngemäß verankert und gehen zum Teil über 
die in der UN-Kinderrechtskonvention genannten Aspekte hinaus. In den Schulgesetzen 
der anderen acht Bundesländer wird die individuelle Förderung von Schüler*innen be-
nannt, jedoch nicht eine volle Entfaltung entlang verschiedener Facetten (als „teilweise“ 
kategorisiert). Die Analyse der Vorgaben speziell für den Grundschulbereich zeigte, dass 
die Entfaltung des Kindes zudem in zwei Bundesländern vollumfänglich, in einem teilwei-
se verankert ist. 

Die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben ist angelehnt an Artikel 29, 
Absatz 1d der UN-Kinderrechtskonvention und hat zum Ziel, 

„das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer freien Gesell-
schaft im Geist der Verständigung, des Friedens, der Toleranz; der Gleich-
berechtigung der Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen Völkern 
und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern 
vorzubereiten“. 

Dieses Kinderrecht ist sinngemäß in den Schulgesetzen aller 16 Bundesländer normiert. 
In vier Bundesländern findet dies auch Berücksichtigung in den Vorgaben speziell für den 
Grundschulbereich (siehe Abbildung 3). 

„Die Schule ermöglicht den Schülerinnen und Schülern gemäß 
ihrem Alter und ihrer Entwicklung ein Höchstmaß an Mitwirkung 
in Unterricht und Erziehung, damit sie ihren Bildungsweg indivi-
duell und eigenverantwortlich gestalten und zur Selbstständig-
keit gelangen können. (…) 
 „Die Schülerinnen und Schüler sind auf der Grundlage der Rah-
menpläne an der Auswahl der Unterrichtsinhalte zu beteiligen. 
Die fachlichen und pädagogischen Ziele des Unterrichts sind 
ihnen zu erläutern.“ 

(§ 4 Grundsätze für die Verwirklichung des Auftrags der 
 Schulen, Abs. 5 und Abs. 9 SchulG Mecklenburg-Vorpommern)

„Die Schülerinnen und Schüler werden ihrem Alter und ihrer 
 Entwicklung entsprechend in die Entscheidungsfindung über die 
Gestaltung des Unterrichts, des außerunterrichtlichen Bereichs 
und der schulischen Gemeinschaft eingebunden. Es gehört zu 
den Aufgaben der Schule ihnen diese Mitwirkungsmöglichkeiten 
zu erschließen.“

(§ 3 Schülerinnen und Schüler, Art. 4 SchulG Rheinland-Pfalz)

„(…) 2. Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, Erziehungsberech-
tigte und Schulträger im Rahmen der staatlichen Schulaufsicht 
(§ 52) bei der inneren und äußeren Gestaltung der Schulregion 
zusammenwirken. Das Nähere wird im Schulmitbestimmungs-
gesetz (SchumG) geregelt.“  

(§ 2 Gliederung des Schulwesens, Abs. 3 SchoG Saarland)
Quelle: Schulgesetze der Bundesländer
© InterVal 2022
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Abbildung 3: Auszüge aus den allgemeinen Vorgaben der Schulgesetze zur sinn-   
ge mäßen Verankerung des Rechts auf die Vorbereitung auf ein verantwor-
tungsbewusstes Leben (Art. 29 Abs. 1d UN-KRK), Analyse I (2020)

3.1.2 Ergebnisse Analyse II (2021) 

Der Schwerpunkt der Analyse II (2021) der Schulgesetze lag auf Vorgaben zu Ganztagsan-
geboten sowie der Kooperation von (Grund-)Schulen mit dem Ganztag-/Hortbereich und 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Außerdem wurden Vorgaben zu Beschwerde-
möglichkeiten und für pädagogische Fachkräfte an Schulen gesichtet. 

In einem ersten Schritt wurde festgestellt, dass …

• alle Schulgesetze Vorgaben für Ganztagsangebote bzw. den Hortbereich enthalten.

• eine inhaltliche Zusammenarbeit, d. h. eine über Organisatorisches hinausgehende 
Zusammenarbeit, zwischen (Grund-)Schulen und Ganztag bzw. Hort in 13 Schulge-
setzen festgeschrieben ist; diese beruht auf gemeinsamen pädagogischen Konzep-
ten, hält die gemeinsame Orientierung am jeweiligen Bildungsplan des Landes fest   
und/oder normiert die Art der inhaltlichen Zusammenarbeit z. B. in Form von Ganztags-
ausschüssen. Hervorgestochen sind zwei Schulgesetze (Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen), in denen Ganztagsangebote bzw. die Zusammenarbeit von Schule und 
Ganztag/Hort und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in Zusammenhang mit 
dem allgemeinen Bildungs- und Erziehungsauftrag normiert werden. 

• eine inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Schulen und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe in 11 Bundesländern verankert ist. 

„(…) Die Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden,

• die Grundrechte für sich und jeden anderen wirksam werden 
zu lassen, die sich daraus ergebende staatsbürgerliche 
 Verantwortung zu verstehen und zur demokratischen 
 Gestaltung der Gesellschaft beizutragen,

• nach ethischen Grundsätzen zu handeln sowie religiöse und 
kulturelle  Werte zu erkennen und zu achten,

• ihre Beziehungen zu anderen Menschen nach den Grund-
sätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der Toleranz 
sowie der Gleich berechtigung der Geschlechter zu gestalten,

• den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere die 
Idee einer gemeinsamen Zukunft der europäischen Völker, 
zu erfassen und zu unterstützen und mit Menschen anderer 
Nationen und Kulturkreise zusammenzuleben, (…)“

(§ 2 Bildungsauftrag der Schule, Abs. 1 NSchG Niedersachsen)

„Aufgabe der Grundschule ist es, Schülerinnen und Schüler mit 
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen und Lernfähigkeiten 
in einem gemeinsamen Bildungsgang so zu fördern, dass sich 
Grundlagen für selbstständiges Denken, Lernen und Arbeiten 
entwickeln sowie Erfahrungen im gestaltenden menschlichen 
Miteinander vermittelt werden. Sie erwerben so Voraussetzun-
gen zur Orientierung und zum Handeln in ihrer Lebenswelt.“

(§ 19 Der Bildungsgang der Grundschule, Abs. 1 BbgSchulG  
Brandenburg)*

Quelle: Schulgesetze der Länder.
* Hinweis: § 4 Ziele und Grundsätze 
der  Erziehung und Bildung, Abs. 5 des 
 BbgSchulG Brandenburg geht auch 
 ausführlich auf dieses Kinderrecht ein.
© InterVal 2022
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In einem zweiten Schritt wurden die Textstellen hinsichtlich der Verankerung von kinder-
rechtebasierter Demokratiebildung untersucht. Zentrale Ergebnisse sind: 

• Weder die UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte noch Demokratiebildung 
werden in den analysierten Vorgaben der Schulgesetze explizit erwähnt. 

• Auch sinngemäße Aussagen zu und Hinweise auf weitere Aspekte von kinder-
rechte basierter Demokratiebildung finden sich nur vereinzelt; die Entfaltung  
des Kindes  sowie soziales Lernen sind jeweils in vier Bundesländern verankert. 

• Ein Schulgesetz enthält Hinweise auf ein umfassendes Inklusionsverständnis. 

Tabelle 3 enthält die Häufigkeiten der expliziten sowie impliziten Bezüge zu Kinderrechten 
und Demokratiebildung. 

Tabelle 3: Verankerung von Kinderrechten in den Vorgaben der Schulgesetze für 
 Ganztagsangebote und der Zusammenarbeit von Schule und Ganztag   
und/oder Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Analyse II (2021)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung von / Bezüge zu:

UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte 0 - 16

Demokratiebildung (-pädagogik/-erziehung) 0 - 16

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zu folgenden  
Kinderrechten:

Diskriminierungsverbot (Art. 2 UN-KRK) 0 0 16

Beteiligungsrecht (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) 2 0 15

Bildungsziele, speziell die Entfaltung des Kindes/  
Orientierung an den Bedürfnissen und Interessen   
(Art. 29, Abs. 1a UN-KRK)

4 1 11

Hinweise auf weitere Aspekte von Demokratiebildung:

Soziales Lernen, Erwerb sozialer Kompetenzen 4 0 12

Inklusion 1 0 15

Bild vom Kind 1 0 15

Methoden und Umsetzung im pädagogischen Alltag der 
Einrichtungen

0 0 16

Vorgaben zu Beschwerdeverfahren für Kinder in den 
Einrichtungen*

1 5 10

Vorgaben zu (unabhängigen) Beschwerdestellen* 1 0 15

Verweise auf professionelle Orientierungsmuster der 
Pädagog*innen*

0 3 13

Erste Hinweise auf die Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung bot 
eine Analyse zur expliziten Nennung der UN-Kinderrechtskonvention (alternativ: Kinder-
rechte oder Rechte der/für Kinder) sowie expliziter Bezüge zu Demokratiebildung (alter-
nativ: Demokratiepädagogik oder Demokratieerziehung) in den Dokumenten. In keinem 
Schulgesetz werden die Achtung der UN-Kinderrechtskonvention oder der Kinderrechte in 
Schulen und Demokratiebildung explizit erwähnt. 

Quelle: Schulgesetze der Bundesländer, n = 16. 
* Textstellen für die Analyse dieser Aspekte wurden mittels Schlagwortsuche identifiziert.
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Die darüber hinaus betrachteten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention wurden hinsicht-
lich ihrer sinngemäßen Verankerung in den Schulgesetzen analysiert: 

Das Diskriminierungsverbot wird in Anlehnung an Artikel 2 der UN-Kinderrechtskonven-
tion verstanden und umschließt somit einerseits den Zugang zu Rechten (Absatz 1) als 
auch den Schutz vor Diskriminierung (Absatz 2). Konkret kann dies ein Verweis auf einen 
der folgenden Aspekte sein: diskriminierungsfreier Zugang zu Bildung, Verweise auf die 
jeweilige (Landes-)Verfassung, das Grundgesetz oder die Menschenrechte, explizite Nen-
nung von Schule bzw. Ganztag/Hort als diskriminierungsfreier Ort bzw. Ort, der Schutz 
vor Diskriminierung bietet. Der Aspekt Diskriminierungsverbot ist inhaltlich sinngemäß in 
keinem Schulgesetz in den Vorgaben zu Ganztagseinrichtungen verankert. 

Das Beteiligungsrecht im Sinne von Artikel 12, Absatz 1 der UN-Kinderrechtskonventi-
on schließt eine freie Meinungsäußerung sowie die Berücksichtigung der Meinung des 
Kindes „in allen das Kind berührenden Angelegenheiten“ ein. Das Beteiligungsrecht für 
Schüler*innen ist in zwei Schulgesetzen auch für den außerunterrichtlichen Bereich und 
in der Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe inhaltlich sinnge-
mäß normiert (Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz). 

Die Bildungsziele bzw. die Entfaltung der Kinder und Orientierung an den Bedürfnissen 
und Interessen der Kinder im Sinne des Artikels 29, Absatz 1a der UN-Kinderrechtskon-
vention bezieht sich auf den Bildungsauftrag, „die Persönlichkeit, die Begabung und die 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen“. In vier 
Schulgesetzen sind mehrere Facetten von Entfaltung sinngemäß verankert und gehen zum 
Teil über die in der UN-Kinderrechtskonvention genannten Aspekte hinaus. In einem wei-
teren Bundesland wird eine Stärkung der Persönlichkeit festgeschrieben, nicht eine volle 
Entfaltung entlang verschiedener Facetten (als „teilweise“ kategorisiert). Für beispielhafte  
Auszüge aus den Schulgesetzen siehe hierzu Abbildung 4. 
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Abbildung 4: Auszüge aus den Vorgaben für Ganztagsangebote der Schulgesetze  
zur sinngemäßen Verankerung des Rechts auf Entfaltung der Kinder  
(Art. 29, Abs. 1a UN-KRK), Analyse II (2021)

Die Vorgaben für Ganztagsangebote der Schulgesetze wurden darüber hinaus auf Hinwei-
se zu folgenden Aspekten von kinderrechtsbasierter Demokratiebildung untersucht: 

Soziales Lernen, d. h. der Erwerb sozialer Kompetenzen und die Entwicklung einer sozia-
len Identität, wird als wichtige Voraussetzung für Demokratiebildung und die Verinnerli-
chung demokratischer Prinzipien verstanden.4 In vier Bundesländern ist die Entwicklung 
von Sozialkompetenzen sinngemäß als Bildungsziel von Schule und Ganztag-/ Hortbe-
reich normiert. 

Inklusion wird entlang des Grundgedankens der Nicht-Ausgrenzung verstanden.5 Im 
 Sinne des Index für Inklusion (2012) zeichnen sich inklusive Schulen bzw. Bildungssys-
teme durch inklusive Kulturen, Strukturen und Praktiken aus. Zu den konkreten Merkma-
len inklusiver Bildungssysteme zählt bspw. die Normierung des Rechts auf Teilhabe aller 
Kinder unabhängig ihrer (zugeschriebenen) Merkmale. In diesem Zusammenhang sollen 
zugleich Teilhabebarrieren abgebaut werden. Ein weiteres Merkmal ist die Auffassung 
von Heterogenität als Gegenstand von und Chance für Lern- und Bildungsprozesse sowie 
eine Ausrichtung an den unterschiedlichen Bedürfnissen der Lernenden.6 In den Vorgaben 
für Ganztagsangebote zeigte sich in einem Schulgesetz ein umfassenderes Inklusions-
verständnis (Mecklenburg-Vorpommern). 

4 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2020): 16. Kinder- und Jugend-
bericht. Förderung demokratischer Bildung im Kinder- und Jugendalter. Berlin: Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).

5 Inklusion wurde in der vorliegenden Analyse bewusst breiter erfasst als in Artikel 23 der UN-Kinder-
rechtskonvention normiert, der sich auf den Zugang von Kindern mit Behinderungen in das Regelsystem 
beschränkt (Recht eines Kindes mit Behinderung auf ein erfülltes Leben in Würde und Selbstständigkeit 
sowie auf aktive Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft).

6 Sulzer, A. / Wagner, P. (2011): Inklusion in Kindertageseinrichtungen – Qualifikationsanforderungen an 
die Fachkräfte. Deutsches Jugendinstitut e.V. (Hrsg.). https://www.weiterbildungsinitiative.de/filead-
min/Redaktion/Publikationen/WiFF_Expertise_Nr._15_Annika_Sulzer_Petra_Wagner_Inklusion_in_Kin-
dertageseinrichtungen.pdf

„Die Schule, die Erziehungsberechtigten und die Träger der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe wirken bei der Erfüllung 
des Rechts der Schülerinnen und Schüler auf größtmögliche 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit und Fähigkeiten zusammen. 
(...)“

(§ 4 Grundsätze für die Verwirklichung des Auftrags der 
Schule, Abs. 5 SchulG Mecklenburg-Vorpommern)

„Die Schule mit Ganztagsangeboten nach Abs. 1 Nr. 2 führt 
Ganztagsangebote in Zusammenarbeit mit freien Trägern, 
den Eltern oder qualifizierten Personen durch, die die kultu-
relle, soziale, sportliche, praktische, sprachliche und kogni-
tive Entwicklung der Schülerinnen und Schüler fördern. (...)“

(§ 15 Betreuungsangebote, Ganztagsangebote und Ganz-
tagsschulen, Abs. 4 SchulG Hessen)

„In der Ganztagsschule ermöglichen es die Organisation 
des Unterrichts und die außerunterrichtlichen Angebote, (...)  
2. durch künstlerische, handwerkliche, sportliche und spie-
lerische Betätigung in besonderer Weise die persönlichen 
Interessen der Schülerinnen und Schüler anzuregen und ihre 
Begabungen und Fähigkeiten zu fördern.“

(§ 5a Ganztagsschulen, Abs. 3 SchoG Saarland)
Quelle: Schulgesetze der Länder.
© InterVal 2022
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Hinweise auf ein Bild vom Kind wurden in Verbindung zum Entwicklungsverständnis von 
Kindern, Bildungsangeboten oder -formen und Erziehungszielen der betrachteten Text-
stellen analysiert. Die zugrunde liegende Annahme ist, dass Kinder sich Demokratiebil-
dung aktiv aneignen und als Akteur*innen bzw. Ko-Akteur*innen des eigenen Bildungs-
prozesses auftreten. Das Ermöglichen von Selbstwirksamkeitserfahrungen der Kinder 
durch die pädagogischen Fachkräfte spielt daher eine zentrale Rolle im Demokratiebil-
dungsprozess von Kindern.7 Hinweise hierauf wurden in einem Schulgesetz gefunden 
(Mecklenburg-Vorpommern). 

Hinweise auf Methoden zur Umsetzung im pädagogischen Alltag der Einrichtungen bezie-
hen sich auf konkrete Methoden oder Konzepte, die zur Vermittlung von kinderrechteba-
sierter Demokratiebildung oder den Themen Kinderrechte, Demokratiebildung, Partizipa-
tion, Inklusion und Anti-Diskriminierung beschrieben werden. Derartige Hinweise sind in 
keinem Schulgesetz in den Vorgaben zu Ganztagseinrichtungen bzw. zur inhaltlichen Zu-
sammenarbeit zwischen Schule und Ganztag bzw. Kinder- und Jugendhilfe festgehalten. 

Vorgaben zu Beschwerdeverfahren für Kinder in den Einrichtungen werden in § 45 Absatz 
2 SGB VIII8 als Voraussetzung zum Betrieb von Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
normiert. Dabei soll Kindern uneingeschränkt die Möglichkeit gegeben werden, sich „in 
persönlichen Angelegenheiten“ zu beschweren. Ein Recht auf Beschwerde und verschie-
dene Möglichkeiten für Schüler*innen zur direkten Beschwerde werden in einem Schul-
gesetz (Thüringen) normiert, in fünf weiteren Schulgesetzen werden Beschwerdeverfah-
ren an den Schulen skizziert (z. B., dass Beschwerden von der Schüler*innenvertretung 
 weitergetragen werden; als „teilweise“ kategorisiert). 

Darüber hinaus begründen sich Vorgaben zu (unabhängigen) Beschwerdestellen in § 45 
Absatz 2 SGB VIII, da es ferner heißt, eine Beschwerdemöglichkeit muss „innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden“. In einem Bundesland (Thüringen) wird 
auf unabhängige Beschwerdestellen („Ombudsstelle“) verwiesen. 

Verweise auf professionelle Orientierungsmuster der Pädagog*innen beziehen sich auf 
Grundhaltungen und Einstellungen im Sinne einer (ethisch-moralischen) Werteorientie-
rung der pädagogischen Fachkräfte in Einrichtungen.9 In der Praxis erfordert dies insbe-
sondere eine Selbstreflexion der eigenen Erfahrungen, Haltungen und Werte. Der Fokus 
der Analyse der Schulgesetze lag auf Vorgaben für weitere pädagogische Fachkräfte an 
Schulen (nicht auf Vorgaben, die ausschließlich für Lehrkräfte gelten). Hinweise auf pro-
fessionelle Orientierungsmuster der Fachkräfte wurden in keinem Schulgesetz gefunden. 
In drei Schulgesetzen wurde allein die Verantwortung der pädagogischen Fachkräfte für 
die Werteerziehung der Kinder festgehalten (als „teilweise“ kategorisiert). 

7 Plehn, M. (Hrsg.) (2020): Qualität in Hort, Schulkindbetreuung und Ganztagsschule. Grundlagen zum 
Leiten, Führen, Managen. Freiburg; Basel; Wien: Herder.

8 § 45 Abs. 2 SGB VIII im Wortlaut: „(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugend-
lichen in der Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn (…) 4. zur Sicherung 
der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung die Entwicklung, Anwendung 
und Überprüfung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt, geeignete Verfahren der Selbstvertretung 
und Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung gewährleistet werden.“

9 Yiğit, N. (2019): Demokratie und Vielfalt in der Kita seien eine Frage der „Haltung“ pädagogischer 
Fachkräfte – was ist damit gemeint? FAQ Demokratie und Vielfalt in der Kindertagesbetreuung, S. 50ff. 
https://www.duvk.de/media/filer_public/a1/6a/a16ab252-69d0-46e6-9a09-fde3b4be809c/faq_final_
webversion.pdf



 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V. 17

3.2 Rahmenlehrpläne

3.2.1 Ergebnisse Analyse I (2020)

Im Rahmen der Analyse I (2020) lag der Schwerpunkt auf der Verankerung von Demokra-
tiebildungskompetenzen in den fachübergreifenden Vorgaben der Rahmenlehrpläne für 
Grundschulen. 

In einem ersten Schritt wurde daher festgestellt, dass in 15 Bundesländern fachübergrei-
fende Kompetenzen formuliert werden; teilweise finden sich diese in den allgemeinen 
Rahmenlehrplänen, teilweise aber auch als Querschnittsziele bzw. Leitlinien einzelner 
Rahmenlehrpläne. 

In einem zweiten Schritt wurden die Textstellen hinsichtlich der Verankerung von Demo-
kratiebildungskompetenzen untersucht. Zentrale Ergebnisse sind: 

• Demokratiebildung als fachübergreifende Kompetenz wird explizit in  
elf Bundesländern erwähnt. 

• Der Erwerb interkultureller Kompetenzen ist in zwölf Rahmenlehrplänen  
sinngemäß verankert, die weiteren untersuchten Kompetenzen in circa der  
Hälfte der Lehrpläne. 

• Konkrete fachübergreifende Umsetzungsmethoden zum Thema Demokratie-
bildung werden in der Hälfte der Bundesländer formuliert; der Ganztag /  
außerunterrichtliche Angebote werden hierbei fast vollständig außer Acht  
gelassen.

 
Tabelle 4 enthält die Häufigkeiten der expliziten und impliziten Bezüge zu verschiedenen 
Demokratiebildungskompetenzen in den Rahmenlehrplänen sowie von Hinweisen auf 
 Methoden der Umsetzung. 

Tabelle 4: Verankerung von Demokratiebildungskompetenzen in den fachübergreifen-
den Vorgaben der Rahmenlehrpläne für Grundschulen, Analyse I (2020)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung von Demokratiebildung 
 (-pädagogik/-erziehung)

11 - 4

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zum Erwerb  
folgender Kompetenzen:

Wissen und Verstehen von Menschen- und speziell 
 Kinderrechten

7 4 4

Fähigkeit zur Partizipation an Unterricht/Schule/ Einrichtung/
Gesellschaft (demokratische  Handlungskompetenz)

7 2 6

Kritisch-konstruktive Auseinandersetzung mit  Fragen nach 
 interkultureller und ethnischer Identität und  Interaktion 
 (interkulturelle Kompetenz)

12 1 2

Hinweise auf:

Anregungen / Methoden zur fachübergreifenden Umsetzung 8 4 3

Hinweise/Richtlinien zur Integration von Demokratie bildung in 
unterrichtsergänzenden Angeboten bzw. Ganztag

0 2 13

Quelle: Rahmenlehrpläne der Bundesländer für Grundschulen, n = 15. 
Hinweis: Betrachtet wurden ausschließlich die 15 Bundesländer, in denen fachübergreifende Kompetenzen  formuliert werden  
(in einem allgemeinen Rahmenlehrplan oder als Präambel fachspezifischer Rahmenlehrpläne); Berlin und Brandenburg verfügen 
über einen gemeinsamen Rahmenlehrplan, werden aber jeweils separat gezählt.
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Die Rahmenlehrpläne wurden auf explizite Bezüge zu Demokratiebildungskompetenzen 
untersucht (alternativ: Demokratieerziehung oder Demokratiepädagogik). In elf Bundeslän-
dern wurden explizit Vorgaben zu Demokratiebildungskompetenzen gemacht bzw. explizite 
Bezüge zum Erlernen von demokratischen Werten gefunden. Dabei wird Demokratiebildung 
vorrangig als Lernen von Zusammenleben in Gemeinschaften verstanden und das Erlernen 
„demokratischer Verhaltensweisen“ (Bremen) zentral gestellt. Der Stellenwert und Um-
fang der Ausführungen in den Rahmenlehrplänen unterscheiden sich deutlich. Demokra-
tiebildung wird als eigene überfachliche Kompetenz (siehe Beispiel Berlin/Brandenburg in 
 Abbildung 5) oder subsumiert, bspw. als Teil von Werteorientierung, dargestellt.

Abbildung 5: Auszüge aus den Vorgaben für Ganztagsangebote der Schulgesetze  
zur sinngemäßen Verankerung des Rechts auf Entfaltung der Kinder  
(Art. 29, Abs. 1a UN-KRK), Analyse II (2021)

 

Darüber hinaus wurden weitere im Zusammenhang mit Demokratiebildung relevante 
 Kompetenzen betrachtet und hinsichtlich ihrer sinngemäßen Verankerung in den Rahmen-
lehrplänen analysiert: 

Das Wissen und Verstehen der Menschen- und speziell Kinderrechte bezieht sich auf Be-
züge zu Kinderrechten als Unterrichtsinhalt bzw. als Grundsatz für die Unterrichtsgestal-
tung. Verweise hierauf finden sich in sieben Bundesländern. In vier Bundesländern finden 
sich Verweise auf die Verfassung oder die Ausrichtung des Unterrichts an demokratischen 
Werten (als „teilweise“ kategorisiert). 

Quelle: Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (2015). Teil B Fachübergreifende  Kompetenzentwicklung.  
S. 26. 
© InterVal 2022
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Die Fähigkeit zur Partizipation an Unterricht, Schule, Einrichtungen oder Gesellschaften 
wird als demokratische Handlungskompetenz verstanden. In sieben Rahmenlehrplänen 
wird dies entweder explizit als eigenständige, übergreifende Kompetenz aufgegriffen 
oder unter verwandten Kompetenzen (bspw. Demokratiebildung, Politische Bildung, Sozi-
alkompetenz, Wertebildung) subsumiert. In zwei Bundesländern wird eine Beteiligung der 
Kinder an Lernprozessen benannt, jedoch nicht explizit das Erlernen von Beteiligung bzw. 
Partizipation thematisiert (als „teilweise“ kategorisiert). 

Der Erwerb interkultureller Kompetenzen wird im Sinne einer kritisch-konstruktiven 
 Auseinandersetzung mit Fragen nach kultureller und ethnischer Identität und Interaktion 
verstanden. In zwölf Bundesländern werden interkulturelle Kompetenzen als fachüber-
greifende Kompetenzen und/oder als Leitziel von Unterricht und Schule benannt. 

Die fachübergreifenden Vorgaben zum Kompetenzerwerb der Rahmenlehrpläne wurden 
zudem auf Hinweise zu folgenden Aspekten untersucht: 

Hinweise auf Anregungen und Methoden zur fächerübergreifenden Umsetzung bezie-
hen sich auf konkrete Umsetzungsmethoden für Demokratiebildung oder Methoden 
zum Erwerb der weiteren betrachteten Kompetenzen in Grundschulen. In der Hälfte der 
Bundesländer werden hierzu Vorschläge (Kann-Charakter) für fachübergreifende Unter-
richtsformen formuliert. In vier Bundesländern finden sich eher abstrakte Hinweise auf 
die Gestaltung von Lernumgebungen; konkrete Methoden sind in Ansätzen benannt (als 
„teilweise“ kategorisiert). 

Hinweise und Richtlinien zur Integration von Demokratiebildung in unterrichtsergänzen-
den Angeboten bzw. Ganztag wurden in keinem Bundesland benannt. In zwei Bundeslän-
dern wird die Ganztagsschule konkret bei Demokratiebildungsaspekten erwähnt und als 
Ort zum Erlernen dieser genannt, jedoch werden keine konkreten Umsetzungsmethoden 
formuliert (als „teilweise“ kategorisiert). 

3.3 Ausführungsgesetze

3.3.1 Ergebnisse Analyse I (2020) 

Im Rahmen der Analyse I (2020) wurden die Ausführungsgesetze aller Bundesländer hin-
sichtlich der Verankerung von Kinderrechten analysiert. Der Schwerpunkt lag dabei auf 
spezifischen Vorgaben für den Primarbereich (Kinder im Grundschulalter / in Grundschu-
len) sowie auf Vorgaben zur Kooperation zwischen Schulen und Kindertageseinrichtungen. 

Im ersten Schritt wurde geprüft, ob die Ausführungsgesetze diese spezifischen Vorgaben 
machen. Es wurde festgestellt: 

• Kinder im Grundschulalter werden in 14 Bundesländern in den Ausführungsgesetzen 
berücksichtigt, spezifische Formulierungen für den Primarbereich finden sich in drei 
Bundesländern. 

• Die Schnittstelle zwischen Schulen und Kindertageseinrichtungen für Grundschul-
kinder findet in vier Ausführungsgesetzen Berücksichtigung. 
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In einem zweiten Schritt wurden alle Ausführungsgesetze hinsichtlich der Verankerung 
von kinderrechtebasierter Demokratiebildung analysiert. Zentrale Ergebnisse sind: 

• In zwei Bundesländern werden die UN-Kinderrechtskonvention bzw.  
Kinderrechte  explizit erwähnt. 

• In der Mehrheit der Bundesländer sind die analysierten Artikel der UN- 
Kinderrechte in den Kita-Gesetzen sinngemäß erwähnt – dies aber in sehr  
unterschiedlichem Maße. 

 
Die Häufigkeiten der untersuchten Aspekte finden sich in Tabelle 5. 

Tabelle 5: Verankerung von Kinderrechten in den Ausführungsgesetzen für  
Kindertageseinrichtungen, Analyse I (2020)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung der UN-Kinderrechtskonvention/ 
Kinderrechte

2 - 14

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zu folgenden Kinderrechten:

Diskriminierungsverbot (Art. 2 UN-KRK) 7 1 8

Beteiligungsrecht (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) 13 - 3

Bildungsziele, speziell Entfaltung des Kindes/ Orientierung an 
den Bedürfnissen und Interessen (Art. 29 Abs. 1a UN-KRK)

10 5 1

Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben  
(Art. 29 Abs. 1d UN-KRK)

7 9 0

 
 
Die explizite Nennung der UN-Kinderrechtskonvention (alternativ: Kinderrechte oder Rech-
te der/für Kinder) ist ein erster Anhaltspunkt zur Verankerung von kinderrechtebasierter 
Demokratiebildung in den Gesetzen. Zwei Ausführungsgesetze gehen explizit auf Kinder-
rechte ein und normieren die altersgerechte Vermittlung dieser (siehe Abbildung 6).

Abbildung 6: Auszüge aus den Ausführungsgesetzen zur expliziten Nennung von 
 Kinderrechten, Analyse I (2020)

Quelle: Ausführungsgesetze für Kindertageseinrichtungen der Bundesländer, n = 16.

Quelle: Ausführungsgesetze der Länder.
© InterVal 2022

„Die Kinderrechte werden geachtet und altersgerecht vermittelt.“

(§ 1 Ziele, Abs. 5 KiföG Mecklenburg-Vorpommern)

„Die Arbeit der Kindertageseinrichtungen berücksichtigt das 
Recht des Kindes auf Spiel.“

„Die Arbeit der Kindertageseinrichtung achtet die Kinderrechte 
und vermittelt sie altersgerecht.“

(§ 7, Abs. 1 und Abs. 2 Ziele und Aufgaben der Kinder  tage s -
einrichtungen ThürKigaG Thüringen)
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Darüber hinaus wurden folgende Artikel der UN-Kinderrechtskonvention hinsichtlich ihrer 
sinngemäßen Verankerung in den Ausführungsgesetzen untersucht: 

Das Diskriminierungsverbot im Sinne von Artikel 2 der UN-Kinderrechtskonvention un-
tersucht und schließt den Zugang zu Rechten (Absatz 1) sowie den Schutz vor Diskrimi-
nierung (Absatz 2) ein. In sieben Ausführungsgesetzen wird mindestens sinngemäß der 
Grundsatz formuliert, dass die Einrichtungen allen Kindern unabhängig von ihren jeweils 
individuellen Hintergründen offenstehen. Es werden mehrere Dimensionen von Vielfalt 
benannt; Unterschiede zeigen sich in der Ausführlichkeit und wie prominent diese ver-
ankert sind. Ein explizites Diskriminierungsverbot wird nur vereinzelt normiert (z. B. 
 Nordrhein-Westfalen). 

Das Beteiligungsrecht im Sinne von Artikel 12, Absatz 1 der UN-Kinderrechtskonvention 
bezieht sich auf die freie Meinungsäußerung sowie die Berücksichtigung der Meinung 
des Kindes. Das Beteiligungsrecht findet in 13 Ausführungsgesetzen Berücksichtigung, 
in einzelnen Bundesländern wird dabei explizit auf Kinder im (Grund-)Schulalter Bezug 
genommen.

Bildungsziele, speziell das Recht der Kinder auf Entfaltung und Orientierung an den 
 Bedürfnissen und Interessen, spiegelt der Artikel 29, Absatz 1a der UN-Kinderrechtskon-
vention wider. In zehn Ausführungsgesetzen werden mehrere Facetten des Rechts auf 
Entfaltung sinngemäß verankert, in fünf Bundesländern wird eine Facette oder nur eine 
individuelle Förderung der Kinder, jedoch keine volle Entfaltung normiert (als „teilweise“ 
kategorisiert). 

Die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben im Sinne des Artikels 29, Absatz 
1d der UN-Kinderrechtskonvention zielt auf die Vermittlung von demokratischen Werten 
wie Toleranz, Gleichberechtigung, Frieden und Verständigung zwischen verschiedenen 
Völkern und Personengruppen ab. Dieses Kinderrecht findet in allen Ausführungsgeset-
zen Berücksichtigung: In sieben Gesetzen werden mehrere Facetten und Werte ähnlich 
zur UN-Kinderrechtskonvention aufgegriffen (als „ja“ eingeordnet). In neun Gesetzen zei-
gen sich Ansätze des Kinderrechts, es finden sich jedoch keine Verweise auf den Aspekt 
 Anerkennung von Unterschiedlichkeiten (als „teilweise“ kategorisiert). 

3.3.2 Ergebnisse Analyse II (2021) 

Der Schwerpunkt der Analyse II (2021) der Ausführungsgesetze10 lag auf Vorgaben zu 
Ganztagsangeboten sowie der Kooperation von Kindertageseinrichtungen und Schule 
bzw. Ganztag an Grundschulen. Außerdem wurden Textstellen zu Beschwerdemöglichkei-
ten sowie Textstellen mit Bezug zu pädagogischen Fachkräften gesichtet. 

In einem ersten Schritt wurde festgestellt, dass …

• die Ausführungsgesetze in zehn Bundesländern die Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern im Grundschulalter sowie an schulischen Einrichtungen bzw. Ganztag/
Hort einschließen und somit in die weitere Analyse eingeflossen sind. 

• eine inhaltliche Zusammenarbeit, d. h. eine über Organisatorisches hinausgehende  
Zusammenarbeit, zwischen Kindertagesstätten und (Grund-)Schulen in neun   Aus-   

10 Im Vergleich zur Analyse I (2020) der Ausführungsgesetze (siehe Abschnitt 3.3.1) wurde die Datenbasis 
in drei Bundesländern aufgrund von Novellierungen der Ausführungsgesetze geändert: Das Ausfüh-
rungsgesetz in Niedersachsen (NKiTaG) verankert z. B. das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 1a) 
umfassender und prominenter. Die Ausführungsgesetze in Rheinland-Pfalz (KiTaG) und Schleswig- 
Holstein (KiTaG) schließen Kinder im Grundschulalter bzw. die Betreuung an schulischen Einrichtungen 
aus. Im Saarland ist eine Novellierung des Ausführungsgesetzes angekündigt.
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führungsgesetzen normiert wird; dabei geht es um die Abstimmung pädagogischer 
Konzepte und eine Zusammenarbeit zur Bewältigung des Schulalltags, zum Teil wird 
eine Orientierung an dem jeweiligen Bildungsplan des Landes vorgeschrieben, der 
auch die inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Akteur*innen steuert. 

Zentrale Ergebnisse der weiteren Untersuchung der Ausführungsgesetze sind:

• Die UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte und Demokratiebildung  
werden in  jeweils einem Bundesland explizit berücksichtigt. 

• Das Beteiligungsrecht sowie das Recht auf Entfaltung der Kinder ist in  
(fast) allen Ausführungsgesetzen normiert. Ein Diskriminierungsverbot  
findet sich nur vereinzelt. 

• Soziales Lernen bzw. der Erwerb sozialer Kompetenzen wird in allen  
betrachteten Ausführungsgesetzen normiert. Inklusion wird in (fast)  
allen Bundesländern ganz oder teilweise berücksichtigt. 

 
Tabelle 6 enthält die Häufigkeiten der expliziten sowie impliziten Bezüge zu Kinderrechten 
und Demokratiebildung. 

Tabelle 6: Verankerung von Kinderrechten in den Vorgaben der Ausführungsgesetze  
für Ganztagsangebote und der Zusammenarbeit von Schule und Ganztag  
und/oder Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Analyse II (2021)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung von / Bezüge zu:

UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte 1 - 9

Demokratiebildung (-pädagogik/-erziehung) 1 - 9

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zu folgenden Kinderrechten:

Diskriminierungsverbot (Art. 2 UN-KRK) 1 2 7

Beteiligungsrecht (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) 9 0 1

Bildungsziele, speziell die Entfaltung des Kindes / Orientierung 
an den Bedürfnissen und Interessen (Art. 29, Abs. 1a UN-KRK)

10 0 0

Hinweise auf weitere Aspekte von Demokratiebildung:

Soziales Lernen, Erwerb sozialer Kompetenzen 10 0 0

Inklusion 4 4 2

Bild vom Kind 1 1 8

Methoden und Umsetzung im pädagogischen Alltag der 
 Einrichtungen

0 1 9

Vorgaben zu Beschwerdeverfahren für Kinder in den  
Einrichtungen*

1 0 9

Vorgaben zu (unabhängigen) Beschwerdestellen* 0 0 10

Verweise auf professionelle Orientierungsmuster der 
Pädagog*innen*

0 4 6

Quelle: Ausführungsgesetze der Bundesländer, n = 10. 
Hinweis: Betrachtet wurden ausschließlich die Ausführungsgesetze, in denen die Erziehung und Betreuung von Kindern im 
Grundschulalter und an schulischen Einrichtungen bzw. Ganztag/Hort eingeschlossen wird.
* Textstellen für die Analyse dieser Aspekte wurden mittels Schlagwortsuche identifiziert. 
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Die UN-Kinderrechtskonvention (alternativ: Kinderrechte oder Rechte der/für Kinder) 
 sowie Bezüge zu Demokratiebildung (alternativ: Demokratiepädagogik oder Demokratie-
erziehung) wurden in jeweils einem Ausführungsgesetz explizit erwähnt. 

Die darüber hinaus betrachteten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention wurden hinsicht-
lich ihrer sinngemäßen Verankerung in den Ausführungsgesetzen analysiert: 

Das Diskriminierungsverbot wird im Sinne von Artikel 2 der UN-Kinderrechtskonvention 
verstanden und schließt somit einen diskriminierungsfreien Zugang zu Bildung, Verweise 
auf die jeweilige (Landes-)Verfassung, das Grundgesetz oder die Menschenrechte sowie 
die Nennung von Schule bzw. Ganztag/Hort als diskriminierungsfreien Ort ein. Ein Aus-
führungsgesetz verweist auf das Grundgesetz und hebt explizit den „Schutz des Kindes“ 
(§1 Ziele, Absatz 2 KiföG M-V) hervor (Mecklenburg-Vorpommern), zwei weitere Bundes-
länder greifen dies in Ansätzen auf (als „teilweise“ kategorisiert). 

Im Sinne von Artikel 12, Absatz 1 der UN-Kinderrechtskonvention verweist das Beteili-
gungsrecht auf eine freie Meinungsäußerung der Kinder. Diese Meinung soll „in allen 
das Kind berührenden Angelegenheiten“ angemessen und entsprechend seines Alters 
und seiner Reife berücksichtigt werden. Das Beteiligungsrecht ist in den Ausführungsge-
setzen von insgesamt neun Bundesländern sinngemäß verankert. Betont werden dabei 
besonders die alters- und entwicklungsgemäße Beteiligung der Kinder (z. B. Sachsen-
Anhalt). Dabei werden zum Teil darüber hinaus explizite Vorgaben gemacht für die Wahl 
von Sprecher*innen, die vertretend für die Kinder an Entscheidungen im Hort mitwirken 
(Hamburg) (siehe Abbildung 7).

Abbildung 7: Auszüge aus den Vorgaben für Ganztagsangebote der Schulgesetze  
zur sinngemäßen Verankerung des Rechts auf Entfaltung der Kinder  
(Art. 29, Abs. 1a UN-KRK), Analyse II (2021)

„Die pädagogische Arbeit in den Einrichtungen ist so zu gestal-
ten, dass die Kinder entsprechend ihren Entwicklungsmöglich-
keiten aktiv in die Gestaltung der Bildungs- und Betreuungsar-
beit  einbezogen werden. (…)“

„Kinder in den Horten wählen aus ihrer Mitte eine Sprecherin 
oder einen Sprecher ihrer Gruppe. Diese Sprecherinnen und 
Sprecher sind bei allen größeren, die Gruppe betreffenden Ent-
scheidungen der Einrichtung zu hören. Sie vertreten ihre Gruppe 
gegenüber der Tageseinrichtung und gegenüber den Elterngre-
mien.“

(§ 23 Mitwirkung der Kinder in der Tageseinrichtung, Abs. 1 und 
Abs. 3 KitaG Hamburg)

„Die Kinder sollen ihrem Alter und ihren Fähigkeiten entspre-
chend bei der Gestaltung des Alltags und der Organisation der 
Tageseinrichtung mitwirken und mit entscheiden. Sie können aus 
ihrer Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher für die jeweilige 
Gruppe wählen, die im Kuratorium der Tageseinrichtung gehört 
werden müssen.“

(§ 7 Kindermitwirkung in den Tageseinrichtungen, Art. 7 KiFöG 
Sachsen-Anhalt)

„Die Kinder wirken entsprechend ihrem Entwicklungsstand und 
ihren Bedürfnissen insbesondere im schulpflichtigen Alter bei der 
Gestaltung ihres Alltages in den Kindertageseinrichtungen mit.“

(§ 6 Mitwirkung von Kindern und Erziehungsberechtigten, Abs. 
5 SächsKitaG Sachsen)

Quelle: Ausführungsgesetze der Länder.
© InterVal 2022
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Die Bildungsziele, speziell die Entfaltung der Kinder und Orientierung an den Bedürfnissen 
und Interessen gemäß der UN-Kinderrechtskonvention Artikel 29, Absatz 1a verweisen 
auf den Bildungsauftrag der Kindertagesstätten, die Persönlichkeit, die Begabung und 
die geistigen sowie körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen. In 
allen (zehn) analysierten Ausführungsgesetzen der Bundesländer wird dieser Aspekt nor-
miert. Dabei sollen mitunter mehrere Facetten der Persönlichkeit wie z. B. die  körperlichen, 
 geistigen, sprachlichen, seelischen, musischen sowie schöpferischen Fähigkeiten geför-
dert werden (z. B. Brandenburg). 

Soziales Lernen bzw. der Erwerb sozialer Kompetenzen und die Entwicklung einer sozialen 
Identität sind Voraussetzung für Demokratiebildung.11 Sinngemäß wird dieser Aspekt in 
allen betrachteten Ausführungsgesetzen normiert. Unterschiede zeigen sich in der Aus-
führlichkeit der Beschreibungen und dahingehend, wie prominent diese verankert sind. 

Inklusion wird entlang der Leitidee „Nicht-Ausgrenzung“ und Merkmalen inklusiver Bil-
dungssysteme verstanden.12 Dies bedeutet das Recht auf Teilhabe aller Kinder, den Abbau 
von Teilhabebarrieren, die Auffassung von Heterogenität als Gegenstand von und Chance 
für Lern- und Bildungsprozesse sowie eine Ausrichtung an den unterschiedlichen Bedürf-
nissen der Lernenden. In vier Ausführungsgesetzen zeigt sich ein umfassendes Inklusi-
onsverständnis, in vier weiteren Ausführungsgesetzen finden sich Hinweise auf Inklusion 
in Ansätzen (als „teilweise“ kategorisiert) (siehe Abbildung 8). 

Abbildung 8: Auszüge aus den Ausführungsgesetzen zu Hinweisen auf das Inklusions-
verständnis, Analyse II (2021)

 
 

11 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2020): 16. Kinder- und Jugend-
bericht. Förderung demokratischer Bildung im Kinder- und Jugendalter. Berlin: Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).

12 Inklusion wurde in der vorliegenden Analyse bewusst breiter erfasst als in Artikel 23 der UN-Kinder-
rechtskonvention normiert, der sich auf den Zugang von Kindern mit Behinderungen in das Regelsystem 
beschränkt (Recht eines Kindes mit Behinderung auf ein erfülltes Leben in Würde und Selbstständigkeit 
sowie auf aktive Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft).

„(1) Die Kindertagesstätten und die Kindertagespflege erfüllen 
einen eigenen Bildungs- und Erziehungsauftrag. Dieser zielt auf 
die gleichberechtigte, inklusive gesellschaftliche Teilhabe aller 
Kinder und auf die Entwicklung der Kinder zu eigenverantwortli-
chen, gemeinschaftsfähigen und selbstbestimmten Persönlich-
keiten ab.“

„(2) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag beinhaltet insbeson-
dere, (...)  
4. jedem Kind die Auseinandersetzung mit Gemeinsamkeiten 
von Menschen und Vielfalt der Gesellschaft zu ermöglichen und 
es dabei zum kritischen Denken anzuregen, (...)  
8. jedem Kind die Gleichberechtigung der Geschlechter zu 
vermitteln (…)“

(§ 2 Bildungs- und Erziehungsauftrag, Abs. 1 und Abs. 2   
NKiTaG Niedersachsen)

Quelle: Ausführungsgesetze der Länder.
© InterVal 2022
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Das Bild vom Kind ist dadurch geprägt, dass Kinder als Akteur*innen bzw. Ko-Akteur*innen 
ihres eigenen Bildungsprozesses verstanden werden. Dabei sollen die Kinder durch päda-
gogische Fachkräfte unterstützt werden, indem sie ihnen Selbstwirksamkeitserfahrungen 
ermöglichen. In einem Ausführungsgesetz ist dieser Aspekt umfassend sinngemäß veran-
kert (Brandenburg), in einem weiteren sollen „Erlebnis- und Erfahrungsräume“ eröffnet 
werden, um soziale Kompetenzen zu erlangen (als „teilweise“ kategorisiert) (Bremen). 

Methoden/Umsetzung im pädagogischen Alltag geben Hinweise auf konkrete Methoden 
oder Konzepte, die zu der Vermittlung von kinderrechtbasierter Demokratiebildung oder 
den Themen Kinderrechte, Demokratiebildung, Partizipation, Inklusion und Anti-Diskrimi-
nierung beschrieben werden. In einem Ausführungsgesetz fanden sich eher vage Formu-
lierungen hierzu (als „teilweise“ kategorisiert). Die Förderung der Gemeinschaftsfähigkeit 
der Kinder wird im Zusammenhang mit einer „differenzierte(n) Erziehungsarbeit“ sowie 
der Festlegung von Bildungszielen gebracht (§2 Aufgabe von Tageseinrichtungen für Kin-
der, Absatz 1 KitaG Hamburg). 

Vorgaben für ein Beschwerdeverfahren in Einrichtungen im Sinne von § 45 Absatz 2 SGB 
VIII, umfassen die Möglichkeit für Kinder, sich „in persönlichen Angelegenheiten“ zu be-
schweren. Dieser Aspekt wurde in einem Ausführungsgesetz verankert (Niedersachsen). 

Vorgaben für unabhängige Beschwerdestellen, die Kindern ermöglichen, sich zudem „au-
ßerhalb der Einrichtung“ (§ 45 Absatz 2 SGB VIII) in persönlichen Angelegenheiten zu 
beschweren, fanden sich in keinem Bundesland. 

Professionelle Orientierungsmuster der Pädagog*innen verweisen auf die Grundhaltun-
gen und Einstellung der pädagogischen Fachkräfte im Sinne einer ethisch-moralischen 
Werteorientierung, die u. a. eine Selbstreflexion der eigenen Erfahrungen, Haltungen 
und Werte erfordert.13 In vier Ausführungsgesetzen finden sich Hinweise darauf, dass die 
Pädagog*innen für die Werteerziehung der Kinder verantwortlich sind, jedoch ohne dass 
auf die eigenen Orientierungsmuster eingegangen wird (als „teilweise“ kategorisiert;   
z. B. Bayern). 

3.4 Bildungspläne

3.4.1 Ergebnisse Analyse I (2020)

Teil der Analyse I (2020) war die Untersuchung der Verankerung von Demokratiebildung in 
den Bildungsplänen der Bundesländer. Bildungspläne sind nach Bundesland unterschied-
lich benannt (u. a. Bildungsprogramme, Leitlinien, Orientierungsplan, Empfehlungen, 
Leitfaden, Handreichung), formulieren in der Regel aber Grundlagen, Zielsetzungen und 
teils konkrete Inhalte für die Arbeit in Kindertageseinrichtungen. Der Fokus der Analyse 
der Bildungspläne lag auf spezifischen Vorgaben für den Primarbereich (Kinder im Grund-
schulalter / in Grundschulen) sowie auf Vorgaben zur Kooperation zwischen Schulen und 
Kindertageseinrichtungen. 

In einem ersten Schritt wurde festgestellt, dass ...

• Bildungspläne nur in sechs Bundesländern verbindlich sind, in den übrigen Ländern 
haben sie Empfehlungscharakter bzw. bieten einen Orientierungsrahmen.

13 Yiğit, N. (2019): Demokratie und Vielfalt in der Kita seien eine Frage der „Haltung“ pädagogischer 
Fachkräfte – was ist damit gemeint? FAQ Demokratie und Vielfalt in der Kindertagesbetreuung, S. 50ff. 
https://www.duvk.de/media/filer_public/a1/6a/a16ab252-69d0-46e6-9a09-fde3b4be809c/faq_final_
webversion.pdf
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• in zehn Bildungsplänen spezifische Formulierungen für den Primarbereich enthalten 
sind. 

• die Schnittstelle zwischen Schulen und Kindertageseinrichtungen in sechs Bundes-
ländern berücksichtigt wird. 

In einem zweiten Schritt wurden die relevanten Textstellen aller Bildungspläne hinsicht-
lich der Verankerung von Demokratiebildung untersucht. Zentrale Ergebnisse sind: 

• Bildungspläne fast aller Bundesländer verweisen sowohl explizit als auch  
implizit auf Demokratiebildungskompetenzen. 

• In einigen Bundesländern zeigen sich „Lücken“ hinsichtlich der Vermittlung  
von Wissen und der Förderung des Verständnisses von Menschen- und  
speziell Kinderrechten. 

 
Tabelle 7 enthält die Häufigkeiten der expliziten und sinngemäßen Verankerung von 
 Demokratiebildung in den Bildungsplänen der Bundesländer. 

Tabelle 7: Verankerung von Demokratiebildung in den Bildungsplänen* für Kindertages-
stätten**, Analyse I (2020)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung von Demokratiebildung  
(-pädagogik/-erziehung) 

14 - 2

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zum Erwerb  
folgender Kompetenzen

Wissen und Verstehen von Menschen- und speziell  
Kinderrechten

8 5 3

Fähigkeit zur Partizipation an Unterricht/Schule/Einrichtung/
Gesellschaft (demokratische Handlungskompetenz)

16 - 0

Kritisch-konstruktive Auseinandersetzung mit Fragen nach 
 interkultureller und ethnischer Identität und Interaktion 
 (interkulturelle Kompetenz)

15 1 0

 

Ein erster Anhaltspunkt der Analyse sind explizite Bezüge zu Demokratiebildung (alterna-
tiv: Demokratieerziehung oder Demokratiepädagogik). Demokratiebildung als Thema ist 
in 14 Bundesländern explizit erwähnt. Dabei wird Demokratiebildung häufig an mehreren 
Stellen sowohl als allgemeines Ziel als auch als Querschnittsaufgabe innerhalb einzelner 
Bildungsbereiche aufgeführt. Unterschiede zwischen den Bundesländern zeigen sich u. a. 
neben dem Umfang der Ausführungen hinsichtlich des Verständnisses von Demokratiebil-
dung. Häufig wird Demokratiebildung ausschließlich im Zusammenhang mit dem „Erleben 
von Demokratie“ verwendet, d. h. dem Erwerb demokratischer Handlungskompetenz bzw. 
der Fähigkeit zur Partizipation. Vergleichsweise umfassend wird Demokratiebildung bei-
spielsweise im Bildungsplan Nordrhein-Westfalen thematisiert (siehe Abbildung 9).

Quelle: Bildungspläne für Kindertageseinrichtungen der Bundesländer, n = 16. 
* Je nach Bundesland auch: Bildungsprogramme, Leitlinien, Orientierungsplan, Empfehlungen, Leitfaden,    
 Handreichung etc. 
** Wenn es innerhalb der Bildungspläne neben spezifischen Abschnitten für den Elementarbereich auch  Abschnitte gab, die sich 
explizit auch auf den Primarbereich beziehen, wurden ausschließlich diese analysiert (Bayern, Mecklenburg-Vorpommern).
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Abbildung 9: Auszüge aus den Ausführungsgesetzen zu Hinweisen auf das Inklusions-
verständnis, Analyse II (2021)

 

Darüber hinaus wurden weitere Kompetenzen, die im Zusammenhang mit Demokratiebil-
dung stehen, hinsichtlich ihrer sinngemäßen Verankerung in den Bildungsplänen unter-
sucht: 

Der Aspekt Wissen und Verstehen der Menschen- und speziell Kinderrechte versteht die 
Achtung und Vermittlung von Kinderrechten als Ziel der pädagogischen Arbeit. In acht Bil-
dungsplänen finden sich eindeutige Hinweise hierauf; in fünf Bundesländern bilden Men-
schen- bzw. Kinderrechte die Grundlage für die pädagogische Arbeit, eine Vermittlung der 
Rechte wird jedoch nicht festgehalten (als „teilweise“ kategorisiert). 

Die Partizipation an Unterricht, Schule, Einrichtungen oder Gesellschaften ist ein Aspekt 
der Vermittlung von demokratischer Handlungskompetenz. Das Erlernen von Beteiligung 
und Mitbestimmung wird in allen Bildungsplänen sinngemäß verankert und teilweise 
 direkt mit Demokratiebildung zusammengeführt. Die Beteiligung von Kindern ist zum Teil 
auch Grundsatz für die Arbeit in Kindertageseinrichtungen. 

Die kritisch-konstruktive Auseinandersetzung mit Fragen nach kultureller und ethnischer 
Identität und Interaktion, grundsätzlich der Erwerb interkultureller Kompetenzen, wird 
in 15 Bundesländern als Ziel der pädagogischen Arbeit sinngemäß verstanden. In einem 
Bundesland sind interkulturelle Kompetenzen allein Bestandteil der Anforderungen an 
 pädagogische Fachkräfte (als „teilweise“ kategorisiert). 

Quelle: Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen/ Ministerium für Schule  
und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen (2018). Bildungsgrundsätze. Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an.  
Grundsätze zur Bildungsförderung für Kinder von 0 bis 10 Jahren in Kindertagesbetreuung und Schulen im Primarbereich in 
Nordrhein-Westfalen. S. 11.
© InterVal 2022



28 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V.

Im Rahmen der Analyse sind vier Bundesländer hervorgestochen, die institutionenüber-
greifende Bildungspläne bzw. Leitlinien formulieren, d. h. diese Bildungspläne formu-
lieren Grundsätze für Bildung und Erziehung von Kindern für alle Bildungsorte (darunter 
neben Schulen und Kindertageseinrichtungen auch Familienbildungsstätten o. ä.). Der 
Geltungsbereich liegt meistens bei Kindern bis zu zehn Jahren, teilweise werden Kinder 
bis einschließlich 18 Jahren berücksichtigt. Ein hinsichtlich mehrerer Punkte prominentes 
Beispiel ist dabei der Thüringer Bildungsplan (siehe Abbildung 10). 

Abbildung 10: Beispiel für einen institutionenübergreifenden Bildungsplan mit umfas- 
 sendem Verständnis von Demokratiebildung, Thüringen, Analyse I (2020)

3.5 Ergänzende Empfehlungen der Länder im Rahmen der    
 Bildungspläne 

3.5.1 Ergebnisse Analyse II (2021) 

Im Rahmen der Analyse II (2021) wurden ergänzende Empfehlungen der Länder, auf die in 
den vorab untersuchten Bildungsplänen (Analyse I, 2020) verwiesen wurde, analysiert. 
Ergänzende Empfehlungen sind ganz unterschiedliche Dokumente und Vorschriften. 
Darunter fallen z. B. Leitlinien für die Gestaltung bestimmter Themen in Grundschulen 
oder Kindertageseinrichtungen, Lehrpläne, Rahmenverträge zu Bildung und Betreuung 
in  Kindertageseinrichtungen, Ergebnisberichte runder Tische, Empfehlungspapiere der 
 Landesministerien, Handreichungen, Förderrichtlinien und sonstige Veröffentlichungen. 
Der Fokus lag auf Formulierungen zu Ganztagsangeboten sowie der Kooperation von 

Quelle: Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (2019). Thüringer Bildungsplan bis 18 Jahre.  S. 248.
© InterVal 2022
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 Kindertageseinrichtungen und Schule bzw. Ganztag an Grundschulen. Sofern vorhanden, 
 wurden außerdem Vorgaben zu Beschwerdemöglichkeiten und für pädagogische Fach-
kräfte gesichtet.

In einem ersten Schritt wurden die ergänzenden Empfehlungen für die Analyse identifi-
ziert: 

• Insgesamt wurden 54 ergänzende Empfehlungen auf Basis einer Sichtung der Bil-
dungspläne identifiziert (Auswertung Literaturverzeichnisse, zusätzliche Recherche 
auf den Webseiten der Landesministerien). 

• In Absprache mit dem Deutschen Kinderhilfswerk wurden davon 28 Dokumente als 
möglicherweise relevant für die Fragestellung eingestuft. Einbezogen wurde solche 
Dokumente, die vermutlich Bildung und Betreuung an Grundschulen, Ganztagsange-
bote und/oder Kindertageseinrichtungen für Kinder mit Anhaltspunkten zum Ganz-
tags- und Hortbereich an Grundschulen sowie zur Kooperation zwischen Grund-
schulen und Ganztag/Hort sowie Grundschulen und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe enthalten. 

• Von den 28 Dokumenten wurden nach weiterer Auswertung 13 ergänzende Empfeh-
lungen in die Analyse aufgenommen (siehe Übersicht der Quellen in Kapitel 5.2). 
15 der 28 Dokumente wurden als nicht relevant für die Fragestellung (Kinder in 
der  Primarstufe ausgeklammert, kein Bezug zu Ganztag/Hort) eingestuft und nicht 
 weiter berücksichtigt. 

In einem zweiten Schritt wurde festgestellt, dass …

• eine inhaltliche Zusammenarbeit (über Organisatorisches hinausgehende Zusam-
menarbeit) zwischen (Grund-)Schule und Ganztag/Hort bzw. Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in neun ergänzenden Empfehlungen umfassend, in zwei Doku-
menten teilweise vorgeschrieben wird; es werden z. B. Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Schule und Ganztag als Voraussetzung für die Gestaltung des Schullebens 
definiert (Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalen  
2008), der Bildungsplan als Grundlage für die Zusammenarbeit hervorgehoben 
 (Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
2014) und eine „intensive Abstimmung und Zusammenarbeit“ zwischen Schule und 
Hort auf Basis eines pädagogischen Konzepts vorgeschrieben (Sächsisches Staats-
ministerium für Kultus 2005). 

• eine inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Schulen und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe sich in sieben untersuchten Dokumenten zeigte.

In einem dritten Schritt wurden die ergänzenden Empfehlungen auf explizite sowie impli-
zite Bezüge zu kinderrechtlicher Demokratiebildung untersucht. Zentrale Ergebnisse sind: 

• Die UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte wurden in sieben, Demokratiebil-
dung in sechs der untersuchten ergänzenden Empfehlungen explizit genannt. 

• Sinngemäße Aussagen zum Diskriminierungsverbot, Beteiligungsrecht und  
dem Recht auf Entfaltung der Kinder finden sich in unterschiedlicher Häufigkeit. 

• In acht Dokumenten finden sich praktische Hinweise auf Methoden zur  
Umsetzung im pädagogischen Alltag der Einrichtungen. 

 
Tabelle 8 enthält die Häufigkeiten der Bezüge zu kinderrechtebasierter Demokratiebildung. 
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Tabelle 8: Verankerung von Kinderrechten in den ergänzenden Empfehlungen der Länder 
für Ganztagsangebote und der Zusammenarbeit von Schule und Ganztag  
und/oder Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Analyse II (2021)

Merkmale ja teilweise nein

Explizite Nennung von / Bezüge zu:

UN-Kinderrechtskonvention/Kinderrechte 7 - 6

Demokratiebildung (-pädagogik/-erziehung) 6 - 7

Inhaltlich sinngemäße Aussagen zu folgenden Kinderrechten:

Diskriminierungsverbot (Art. 2 UN-KRK) 6 0 7

Beteiligungsrecht (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) 7 1 5

Bildungsziele, speziell die Entfaltung des Kindes/ Orientierung 
an den Bedürfnissen und Interessen (Art. 29, Abs. 1a UN-KRK)

3 2 8

Hinweise auf weitere Aspekte von Demokratiebildung:

Soziales Lernen, Erwerb sozialer Kompetenzen 7 3 3

Inklusion 5 2 6

Bild vom Kind 6 1 6

Methoden und Umsetzung im pädagogischen Alltag   
der  Einrichtungen

8 0 5

Vorgaben zu Beschwerdeverfahren für Kinder in   
den Einrichtungen*

1 1 11

Vorgaben zu (unabhängigen) Beschwerdestellen* 0 1 12

Verweise auf professionelle Orientierungsmuster der 
Pädagog*innen*

6 1 6

 
Die explizite Nennung der UN-Kinderrechtskonvention (alternativ: Kinderrechte oder Rech-
te der/für Kinder) finden sich in sieben und Bezüge zu Demokratiebildung in sechs ergän-
zenden Empfehlungen der Länder. Einzelne Dokumente beziehen sich dabei ausschließ-
lich auf das Thema Demokratiebildung (siehe z. B. Baden-Württemberg, Abbildung 11).

Quelle: Ergänzende Empfehlungen der Bundesländer im Rahmen der Bildungspläne, n = 13.
* Textstellen für die Analyse dieser Aspekte wurden mittels Schlagwortsuche identifiziert. 
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Abbildung 11: Beispiel einer ergänzenden Empfehlung des Landes Baden-Württemberg  
 zu einem ganzheitlichen Demokratiebildungsverständnis, Analyse II   
 (2021)

Die darüber hinaus betrachteten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention wurden hinsichtlich 
ihrer sinngemäßen Verankerung in den ergänzenden Empfehlungen der Länder analysiert: 

Im Sinne von Artikel 2 der UN-Kinderrechtskonvention umschließt das Diskriminierungs-
verbot einen diskriminierungsfreien Zugang zu Bildung, Verweise zur (Landes-)Verfas-
sung, dem Grundgesetz oder der Menschenrechte. Außerdem hebt es die Schule als dis-
kriminierungsfreien Ort bzw. den Schutz vor Diskriminierung explizit hervor. Insgesamt 
ist das Diskriminierungsverbot in sechs ergänzenden Empfehlungen vollumfänglich ver-
ankert. Besonders die Achtung der Grund- bzw. Menschenrechte sowie Kinderrechte wird 
dabei als Grundlage für die pädagogische Arbeit der Einrichtungen festgehalten. Zusätz-
lich dazu führen einzelne ergänzende Empfehlungen den Aspekt des Schutzes vor Dis-
kriminierung stärker aus, indem diskriminierungs- und rassismuskritische Konzepte im 
Unterricht sowie in der Schulkultur berücksichtigt werden (Niedersachsen). 

Das Beteiligungsrecht nach Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention schließt die freie 
Meinungsäußerung der Kinder sowie die Berücksichtigung des Kindeswillens ein. Insge-
samt verweisen acht ergänzenden Empfehlungen auf die Beteiligung von Kindern. Dabei 
wird die Beteiligung im Schulalltag zum Teil im Zusammenhang mit einer demokratischen 
Schulkultur hervorgehoben (z. B. Baden-Württemberg, Bayern). 

Im Sinne des Artikels 29, Absatz 1a der UN-Kinderrechtskonvention beziehen sich die 
 Bildungsziele, speziell die Entfaltung der Kinder und Orientierung an den Bedürfnissen 

Quelle: Landesamt für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg (2019). Leitfaden Demokratiebildung –  Schule für 
 Demokratie, Demokratie für Schule.
© InterVal 2022
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und Interessen der Kinder, auf den Bildungsauftrag, „die Persönlichkeit, die Begabung 
und die geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen“. 
Drei ergänzende Empfehlungen beinhalten sinngemäße Aussagen zu diesem Aspekt. 

Demokratiebildung sowie die Verinnerlichung demokratischer Prinzipien im Primarbe-
reich basieren, unter anderem, auf Sozialem Lernen bzw. dem Erwerb sozialer Kompeten-
zen und der Entwicklung einer sozialen Identität der Kinder.14 Dieser Aspekt wird in sieben 
ergänzenden Empfehlungen vollumfänglich, in drei Dokumenten zum Teil aufgegriffen (als 
„teilweise“ kategorisiert). 

Hinweise auf Inklusion beziehen sich auf Merkmale inklusiver Bildungssysteme wie das 
Recht auf Teilhabe aller Kinder, den Abbau von Teilhabebarrieren, die Auffassung von He-
terogenität als Gegenstand von und Chance für Lern- und Bildungsprozesse sowie eine 
Ausrichtung an den unterschiedlichen Bedürfnissen der Lernenden. Fünf ergänzende 
Empfehlungen verankern ein umfangreiches Inklusionsverständnis. Eine Empfehlung ver-
steht Demokratiebildung als inklusive Bildung und formuliert einen sehr ausführlichen 
Diversitäts- bzw. Inklusionsbegriff (Niedersachsen). 

Das Bild vom Kind ist dadurch geprägt, dass Kinder als Akteur*innen bzw. Ko-Akteur*innen 
ihres eigenen Bildungsprozesses verstanden werden. Kinder sollen aktiv den eigenen 
Bildungsprozess mitgestalten und Selbstwirksamkeitserfahrungen durch pädagogische 
Fachkräfte ermöglicht werden. Sechs ergänzende Empfehlungen formulieren sinngemäße 
Aussagen zum Bild vom Kind. Mitunter werden die Kinder als aktive Konstrukteur*innen 
ihres Wissens und Könnens in jeweils eigenen Kapiteln ausführlich beschrieben (z. B. 
Brandenburg).

Methoden zur Umsetzung im pädagogischen Alltag beziehen sich auf Konzepte zur Ver-
mittlung der Themen Kinderrechte, Demokratiebildung, Partizipation, Inklusion und An-
ti-Diskriminierung in der Kooperation von (Grund-)Schulen und Ganztag/Hort bzw. Kin-
der- und Jugendhilfe. Hinweise auf konkrete Methoden finden sich in acht ergänzenden 
Empfehlungen. Unter anderem werden Methoden sowie (Präventions-)Programme zu den 
Themen demokratische Schulkultur, Persönlichkeitsentwicklung, Sozialkompetenz und 
Beteiligung in den verschiedenen Dokumenten beschrieben. 

Vorgaben für Beschwerdeverfahren verweisen auf die Möglichkeit der Kinder, sich im Sin-
ne von § 45 Absatz 2 SGB VIII „in persönlichen Angelegenheiten“ zu beschweren. Eine 
ergänzende Empfehlung ist fast vollumfänglich diesem Aspekt gewidmet (Abbildung 12). 

Unabhängige Beschwerdestellen sind Beschwerdemöglichkeit für Kinder „innerhalb und 
außerhalb der Einrichtung“ im Sinne von § 45 Absatz 2 SGB VIII. Diese Form der Beschwer-
demöglichkeit wurde in keiner ergänzenden Empfehlung vollumfänglich beschrieben, je-
doch in einem Dokument angedeutet (als „teilweise“ kategorisiert). 

Professionelle Orientierungsmuster der Pädagog*innen beinhalten handlungsleitende 
Orientierungsmuster für Fachkräfte im Sinne von (ethisch-moralischen) Wertorientierun-
gen, Normen, Deutungsmustern und Einstellungen. Hinweise hierauf sind in sechs ergän-
zenden Empfehlungen der Länder enthalten. In einer Empfehlung wird die Haltung der 
Pädagog*innen als entscheidender Faktor für eine erfolgreiche Förderung verschiedener 
Aspekte von Demokratiebildung im Bildungsprozess formuliert (Bayern). 

14 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2020): 16. Kinder- und Jugend-
bericht. Förderung demokratischer Bildung im Kinder- und Jugendalter. Berlin: Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).
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Abbildung 12: Beispiel einer ergänzenden Empfehlung des Landes Baden-Württemberg  
 zu einem ganzheitlichen Demokratiebildungsverständnis, Analyse II   
 (2021)

Quelle: Thüringer Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (TMBWK) (2014). Fachliche Empfehlung  Beteiligung und 
Beschwerden in Kindertageseinrichtungen.
© InterVal 2022
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4.  Synthese und Fazit 

INTERVAL führte im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. von September bis 
 Dezember 2020 (Analyse I) sowie von September bis Dezember 2021 (Analyse II) zwei 
Dokumentenrecherchen und -analysen zur Erschließung des Themenfelds kinderrechte-
basierte Demokratiebildung im Primarbereich (Ganztag/Hort) durch. 

Die zentrale Leitfrage der Untersuchungen war, inwiefern Kinderrechte und kinderrechte-
basierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben der 16 
Bundesländer Deutschlands für den Primarbereich verankert sind. 

In die Analysen wurden Textstellen aus den folgenden Quellen einbezogen: 

• Schulgesetze, 

• Ausführungsgesetze, 

• fachübergreifende Rahmenlehrpläne für Grundschulen, 

• Bildungspläne sowie 

• ergänzende Empfehlungen der Länder. 

Darunter waren Textstellen, die allgemeine Vorgaben zu Bildung und Erziehung im 
 schulischen Bereich machten, sowie Textstellen, die spezifische Vorgaben für den Primar-
bereich und/oder Hort- und Ganztagseinrichtungen machten. 

In den Dokumenten wurden explizite Verweise auf die UN-Kinderrechte und implizite Aus-
sagen zu ausgewählten Artikeln der UN-Kinderrechtskonvention (Artikel 2 Achtung der 
Kindesrechte; Diskriminierungsverbot, Artikel 12, Absatz 1 Berücksichtigung des Kindes-
willens, Artikel 29, Absatz 1 und 2 Bildungsziele; Bildungseinrichtungen) analysiert. Zu-
dem wurden Hinweise auf verschiedene Aspekte von Demokratiebildung (z. B. interkultu-
relle Kompetenzen und das Inklusionsverständnis) ausgewertet. 

Im Folgenden werden zunächst die Rahmenbedingungen für die Verankerung skizziert 
(Geltungsbereich der Vorgaben) und danach die zentralen Erkenntnisse der Analysen zur 
Thematisierung von Kinderrechten und Demokratiebildung (in rechtlichen Vorgaben und 
in programmatischen Vorgaben der Bundesländer) zusammengefasst. 

Geltungsbereiche der Vorgaben und Formulierungen für die Zusammenarbeit von 
Schule, Ganztag und Hort 
Die Analysen zeigten im ersten Schritt, dass die untersuchten Vorgaben (mit und ohne 
Bezug zu den Kinderrechten und verschiedenen Aspekten von Demokratiebildung) in 
 unterschiedlicher Weise den jeweiligen Geltungsbereich definieren und dabei z. B. den 
Ganztagsbereich ein- oder ausschließen.

Zum jeweiligen Geltungsbereich der Vorgaben lässt sich zusammenfassend festhalten:

• Alle Schulgesetze enthalten Formulierungen für Kinder im Grundschulalter, für 
Grundschulen sowie für Ganztagseinrichtungen. 

• In den Ausführungsgesetzen wird der Primarbereich nicht in allen Bundes-  
ländern  systematisch mitgedacht. Zum Teil wird die Erziehung, Förderung und 
Betreuung von Kindern im Grundschulalter und/oder in Horten und Ganztags-
einrichtungen an  Schulen explizit ausgeschlossen. 
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• Die Rahmenlehrpläne aller Bundesländer haben verbindlichen Charakter;  
in 15 Rahmenlehrplänen sind Formulierungen zu fachübergreifenden  
Kompetenzen enthalten. 

• Nur wenige Bildungspläne sowie ergänzende Empfehlungen der Bundesländer 
stellen einen verbindlichen Rahmen für die pädagogische Arbeit im früh-  
kindlichen und Primarbereich dar. Häufig haben sie einen Empfehlungs-  
charakter oder bieten einen Orientierungsrahmen für pädagogische  
Einrichtungen und Fachkräfte. Hort- bzw. Ganztagseinrichtungen, sowie  
außerschulische Angebote der Kinder- und Jugendhilfe für den Primarbereich, 
finden in den Bildungsplänen und den ergänzenden Empfehlungen, nicht  
durchgehend Berücksichtigung.

 
Auch für die inhaltliche Zusammenarbeit von Schule und Hort- bzw. Ganztagseinrichtun-
gen gibt es unterschiedliche Regelungen. Während die rechtlichen Vorgaben eine inhaltli-
che Zusammenarbeit größtenteils vorschreiben, greifen die programmatischen Vorgaben 
das Thema nur vereinzelt bis gar nicht auf. 

Die zentralen Aussagen zur Zusammenarbeit von Schule und Hort- bzw. Ganztagseinrich-
tungen im Primarbereich sind:

• Die Mehrzahl der Schul- und Ausführungsgesetze macht Vorgaben für eine  
inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Schule und Hort- bzw. Ganztagsein rich-
tungen, d. h. die  Zusammenarbeit soll über Organisatorisches hinausgehen. 

• Die fachübergreifenden Rahmenlehrpläne der Bundesländer lassen eine 
 Zusammenarbeit mit dem Hort bzw. Ganztag oder außerunterrichtlichen 
 Angeboten fast vollständig außer Acht; lediglich in zwei Rahmenlehrplänen 
(Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz) werden Hort bzw. Ganztag in   
Bezug auf Demokratiebildung in Ansätzen berücksichtigt. 

• Die Bildungspläne in vier Bundesländern sind institutionenübergreifend   
angelegt  (z. B. Bayern und Thüringen). 

• In den ergänzenden Empfehlungen zeigen sich Unterschiede in den Dokumenten, 
 inwiefern eine Zusammenarbeit zwischen Schule und Hort- bzw. Ganztagseinrich-
tung berücksichtigt wird; teilweise werden dazu feste Kooperationsvereinbarungen 
beschrieben, in anderen Dokumenten werden eine Zusammenarbeit und ein Aus-
tausch auf Basis eines gemeinsamen pädagogischen Konzepts hervorgehoben. 

 
Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung in den rechtlichen Vorgaben 
der Bundesländer 
Nur in einzelnen Ausführungsgesetzen der Bundesländer finden sich explizite Hinwei-
se auf die Vermittlung und Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung 
(Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen). Sinngemäße Formulierungen zu einzelnen 
Kinderrechten und Demokratiebildung gibt es in ganz unterschiedlicher Häufigkeit in den 
Schul- und Ausführungsgesetzen. Ein ganzheitliches Bild davon, wie Demokratiebildung 
im Primarbereich verstanden wird und umgesetzt werden soll, zeigt sich nicht. Die Vor-
gaben speziell für Grundschulen und Hort bzw. Ganztagseinrichtungen greifen Aspekte 
von Demokratiebildung nur vereinzelt auf. Die zentralen Erkenntnisse nach Textarten sind: 

In keinem Schulgesetz werden Kinderrechte oder die UN-Kinderrechtskonvention explizit 
erwähnt. Dahingegen normieren alle Schulgesetze ein Diskriminierungsverbot im Sin-
ne der UN-Kinderrechtskonvention (Artikel 2) sowie das Recht auf die Vorbereitung auf 
ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Die weiteren untersuchten 
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 Artikel der UN-Kinderrechtskonvention, das Beteiligungsrecht (Artikel 12, Absatz 1) sowie 
das Recht auf Entfaltung des Kindes (Artikel 29, Absatz 1a), sind in mindestens der Hälfte 
der Bundesländer sinngemäß in den Schulgesetzen verankert. 

Die spezifischen Formulierungen der Schulgesetze für den Grundschulbereich und für 
Hort- und Ganztagseinrichtungen enthalten nur vereinzelt sinngemäße Erläuterungen 
zu kinderrechtebasierter Demokratiebildung und – im Unterschied zu den allgemeinen 
Vorgaben der Schulgesetze – keine Hinweise auf das Diskriminierungsverbot (Artikel 
2). Es werden vergleichsweise häufig, aber dennoch in der Minderheit der Schulgeset-
ze der Bundesländer, das Recht auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes 
Leben (Artikel 29, Absatz 1d), Bildungsziele, speziell das Recht auf Entfaltung der Kin-
der  (Artikel 29, Absatz 1a) sowie der Erwerb sozialer Kompetenzen sinngemäß erwähnt. 
Nur ein Schulgesetz enthält Hinweise auf ein umfassendes Inklusionsverständnis  
(Mecklenburg- Vorpommern). 

In nur einem Schulgesetz finden sich umfassende Hinweise auf Beschwerdeverfahren so-
wie auf unabhängige Beschwerdestellen, die dem Recht von Schüler*innen auf Beschwer-
de (§ 45 Absatz 2 SGB VIII) Rechnung tragen (Thüringen). In einzelnen Schulgesetzen 
werden lediglich Wege der Beschwerde, z. B. über die Schüler*innenvertretung, skizziert. 

In den Ausführungsgesetzen nur weniger Bundesländer finden sich explizite Verweise 
auf Kinderrechte. Ein Großteil der Ausführungsgesetze enthält jedoch Hinweise auf den 
Erwerb sozialer Kompetenzen und verweist sinngemäß auf das Recht auf Berücksichti-
gung des Kindeswillens (Artikel 12, Absatz 1) sowie das Recht auf Entfaltung der Kinder 
im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention (Artikel 29, Absatz 1a). Hinweise auf das Dis-
kriminierungsverbot (Artikel 2) finden sich dem gegenüber nur vereinzelt in den Aus-
führungsgesetzen. Es zeigte sich in manchen Ausführungsgesetzen ein umfassendes 
Inklusionsverständnis. 

Das Ausführungsgesetz eines Bundeslandes enthält sinngemäße Verweise auf Beschwer-
deverfahren innerhalb der Einrichtungen (§ 45 Absatz 2 SGB VIII; Niedersachsen). Es gab 
keine Hinweise auf unabhängige Beschwerdestellen für Kinder. 

Weder Schul- noch Ausführungsgesetze enthalten Hinweise auf konkrete Methoden zur 
Umsetzung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung im pädagogischen Alltag. 

Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung in den programmatischen 
Vorgaben der Bundesländer 
In den fachübergreifenden Rahmenlehrplänen für Grundschulen, den Bildungsplänen 
sowie ergänzenden Empfehlungen der Bildungspläne aller Bundesländer zeigt sich ein 
deutlich umfassenderes Bild von kinderrechtebasierter Demokratiebildung als in den 
rechtlichen Vorgaben. Die untersuchten Aspekte von Demokratiebildung und der UN- 
Kinderrechtskonvention sind sowohl explizit als auch inhaltlich sinngemäß in einem Groß-
teil der betrachteten Dokumente verankert. Darüber hinaus finden sich in einem Teil der 
programmatischen Vorgaben Hinweise auf konkrete Methoden zur Umsetzung von kinder-
rechtebasierter Demokratiebildung im pädagogischen Alltag der Einrichtungen. 

Die fachübergreifenden Rahmenlehrpläne für den Grundschulbereich (Schule/Unterricht) 
enthalten in der Mehrheit der Bundesländer explizite Verweise auf Demokratiebildung 
bzw. den Erwerb demokratischer Kompetenzen. Die weiteren untersuchten Aspekte von 
Demokratiebildung sind in einem Großteil der Bundesländer sinngemäß verankert, allen 
voran die Vermittlung interkultureller Kompetenzen. In nur einem kleinen Teil der Rahmen-
lehrpläne werden alle analysierten Aspekte von Demokratiebildung berücksichtigt. Eine 
ganzheitliche Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung als unterrichts-
übergreifendes Querschnittsthema bleibt demnach die Ausnahme. 

Die Bildungspläne (Kita/Hort) fast aller Bundesländer greifen Demokratiebildung sowohl 
explizit als auch implizit hinsichtlich einer Vielzahl der analysierten Aspekte auf. In allen 
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Bildungsplänen finden sich Aussagen zu demokratischen Handlungskompetenzen sowie 
dem Erwerb interkultureller Kompetenzen. Ein Teil der Bildungspläne umfasst alle unter-
suchten Aspekte von Demokratiebildung. Hier deutet sich ein ganzheitliches Verständnis 
von Demokratiebildung an. Die Bildungspläne enthalten zum Teil konkrete Methoden zur 
Umsetzung im pädagogischen Alltag. 

Die untersuchten ergänzenden Empfehlungen, auf die in einem Teil der Bildungspläne 
verwiesen wird, bieten vor allem praxisnahe Anhaltspunkte zur Verankerung von kinder-
rechtebasierter Demokratiebildung. Explizite Bezüge zur UN-Kinderrechtskonvention und 
sinngemäße Aussagen zu einzelnen Kinderrechten sind in der Hälfte der untersuchten 
ergänzenden Empfehlungen enthalten. Einige Dokumente enthalten Aussagen zu profes-
sionellen Orientierungsmustern der pädagogischen Fachkräfte im Sinne von Werteori-
entierungen und Einstellungen. Darüber hinaus greifen einzelne Dokumente das Thema 
explizit auf und zeichnen sich durch einen ganzheitlichen Ansatz zur Verankerung von 
Demokratiebildung in (Grund-)Schule, Ganztag und Hort aus (z. B. Baden-Württemberg). 
Wenige Empfehlungen gehen detailliert auf einen Aspekt von Demokratiebildung ein (z. B. 
Beschwerdeverfahren/-stellen; Thüringen). 

Fazit und Ansatzpunkte für weitere Recherchen 
Die Dokumentenrecherchen und -analysen zur Frage, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 Bundesländer Deutschlands für den Primarbereich verankert sind, zeigten eine 
große Heterogenität hinsichtlich Struktur, Umfang und Praxisnähe der Ausführungen in 
den untersuchten Dokumenten. 

Kinderrechte werden in keinem Schul- und nur in einzelnen Ausführungsgesetzen explizit 
erwähnt; sinngemäße Hinweise auf die untersuchten Kinderrechte und Demokratiebildung 
finden sich in unterschiedlicher Häufigkeit in den rechtlichen Vorgaben der Bundesländer. 
Die Vorgaben speziell für Grundschulen und Hort bzw. Ganztagseinrichtungen greifen As-
pekte von Demokratiebildung nur vereinzelt auf. Ein ganzheitliches Bild von kinderrechte-
basierter Demokratiebildung im Primarbereich zeigt sich nicht. 

Die analysierten programmatischen Vorgaben der Bundesländer (Rahmenlehrpläne, Bil-
dungspläne und ergänzende Empfehlungen) erfassen sowohl explizit als auch sinngemäß 
verschiedene Facetten von Demokratiebildung. Es zeigt sich ein deutlich umfassenderes 
Bild von kinderrechtebasierter Demokratiebildung als in den rechtlichen Vorgaben. Einige 
Dokumente enthalten praxisnahe Hinweise für die Umsetzung. Die untersuchten program-
matischen Vorgaben haben vielfach einen Empfehlungscharakter (Ausnahme: Rahmen-
lehrpläne) und stellen einen unverbindlichen Rahmen für die pädagogische Arbeit und 
somit für die Verankerung von kinderrechtebasierter Demokratiebildung dar. 

Ansatzpunkte für weitere Recherchen bilden einerseits die Erweiterung und Vertiefung der 
vorliegenden Dokumentenrecherchen und -analysen. Dazu können z. B. weitere Artikel der 
UN-Kinderrechtskonvention oder Aspekte von Demokratiebildung betrachtet und/oder 
bereits analysierte Aspekte detaillierter erfasst werden. Andererseits stellt der Transfer 
der Vorgaben in die Praxis einen weiteren Forschungsbereich dar. So kann z. B. untersucht 
werden, wie insbesondere die Dokumente mit Empfehlungscharakter (Bildungspläne, er-
gänzende Empfehlungen) in pädagogischen Einrichtungen im Primarbereich berücksich-
tigt und die UN-Kinderrechte und dort benannte Aspekte von kinderrechtebasierter Demo-
kratiebildung umgesetzt werden. 
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5.2 Quellenangaben der analysierten Dokumente 

Tabelle 9: Quellenangaben Schulgesetze

Bundesland Grundlage Analyse I (2020) Grundlage Analyse II (2021)

Baden-Württemberg Schulgesetz für Baden-
Württemberg (SchG) in   
der Fassung vom 1. August 
1983, zuletzt geändert am 
19. März 2020. Gesamt-
ausgabe in der Gültigkeit 
vom 1. August 2020 bis   
31. Juli 2022.

Schulgesetz für Baden-
Württemberg (SchG) in der 
Fassung vom 1. August 
1983, zuletzt geändert 
am 17. Dezember 2021. 
Gesamtausgabe in der Gül-
tigkeit vom 1. Januar 2021 
bis 31. Juli 2022.

Bayern Bayerisches Gesetz über 
das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 2000, 
zuletzt geändert am 24. Juli 
2020.

Bayerisches Gesetz über 
das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 2000, 
zuletzt geändert am  
23. Juli 2021.

Berlin Schulgesetz für das Land 
Berlin (Schulgesetz – 
SchulG) vom 26. Januar 
2004, zuletzt geändert am 
11. Juni 2020.

Schulgesetz für das Land 
Berlin (Schulgesetz – 
SchulG) vom 26. Januar 
2004, zuletzt geändert am 
5. Juli 2021.
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Brandenburg Gesetz über die Schulen im 
Land Brandenburg (Branden-
burgisches Schulgesetz – 
BbgSchulG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom   
2. August 2002, zuletzt 
geändert am 18. Dezember 
2018.

Gesetz über die Schulen im 
Land Brandenburg (Branden-
burgisches Schulgesetz – 
BbgSchulG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom   
2. August 2002, zuletzt 
geändert am 23. Juni 2021.

Bremen Bremisches Schulgesetz 
(BremSchulG) in der   
Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Juni 2005, 
zuletzt geändert am 19. Mai 
2020. Inkraftgetreten   
1. November 2020.

Bremisches Schulgesetz 
(BremSchulG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2005, zuletzt 
geändert am 24. November 
2020. Inkraftgetreten   
1. November 2020.

Hamburg Hamburgisches Schulge-
setz (HmbSG) vom 16. April 
1997, zuletzt geändert am 
31. August 2018.

Hamburgisches Schulge-
setz (HmbSG) vom 16. April 
1997, zuletzt geändert am 
11. Mai 2021. Gesamtaus-
gabe in der Gültigkeit vom 
1. August 2021 bis  
31. Juli 2022.

Hessen Hessisches Schulgesetz in 
der Fassung vom 1. August 
2017, zuletzt geändert am 
18. Juni 2020. Gesamtaus-
gabe in der Gültigkeit vom 
27. April 2020 bis 30. März 
2021.

Hessisches Schulgesetz in 
der Fassung vom 1. August 
2017, zuletzt geändert am 
18. März 2021. Gesamtaus-
gabe in der Gültigkeit vom 
31. März 2021 bis   
31. Januar 2023.

Mecklenburg-Vorpommern Schulgesetz für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern 
(Schulgesetz – SchulG M-V) 
in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Septem-
ber 2010, zuletzt geändert 
am 2. Dezember 2019.

Schulgesetz für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern 
(Schulgesetz – SchulG M-V) 
in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Septem-
ber 2010, zuletzt geändert 
am 2. Dezember 2019.

Niedersachsen Niedersächsisches Schulge-
setz (NSchG) in der Fassung 
vom 3. März 1998, zuletzt 
geändert am 17. Dezember 
2019.

Niedersächsisches Schulge-
setz (NSchG) in der  
Fassung vom 3. März 1998, 
zuletzt geändert am  
10. Dezember 2019.

Nordrhein-Westfalen Schulgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schul-
gesetz NRW – SchulG) vom 
15. Februar 2005, zuletzt 
geändert am 29. Mai 2020.

Schulgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schul-
gesetz NRW – SchulG) vom 
15. Februar 2005, zuletzt 
geändert am 4. Mai 2021.

Rheinland-Pfalz Schulgesetz (SchulG) vom 
30. März 2004, zuletzt 
geändert am 26. Juni 2020.

Schulgesetz (SchulG)  
vom 30. März 2004,  
zuletzt geändert am  
17. Dezember 2020.
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Saarland Schulordnungsgesetz 
(SchoG) vom 5. Mai 1965 in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. August 
1996, zuletzt geändert am 
24. Juni 2020. 

Schulpflichtgesetz (Schul-
PflG) vom 11. März 1966 in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. August 
1996, zuletzt geändert am 
28. August 2019.

Schulmitbestimmungsge-
setz (SchumG) vom 27. März 
1974 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom   
21. August 1996, zuletzt 
geändert am 11. Dezember 
2012.

Allgemeine Schulordnung 
(ASchO) vom 10. November 
1975, zuletzt geändert am 
24. Juni 2011.

Schulordnungsgesetz 
(SchoG) vom 5. Mai 1965 in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. August 
1996, zuletzt geändert am 
22. Januar 2021. 

Schulpflichtgesetz (Schul-
PflG) vom 11. März 1966 in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. August 
1996, zuletzt geändert am 
28. August 2019.

Schulmitbestimmungsge-
setz (SchumG) vom 27. März 
1974 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom   
21. August 1996, zuletzt 
geändert am 7. Juli 2021. 

Allgemeine Schulordnung 
(ASchO) vom 10. November 
1975, zuletzt geändert am 
24. Juni 2011.

Sachsen Sächsisches Schulgesetz in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. September 
2018, zuletzt geändert am 
15. Juli 2020. Fassung gültig 
seit 1. August 2020.

Sächsisches Schulgesetz in 
der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. September 
2018, zuletzt geändert am 
21. Mai 2021. 

Sachsen-Anhalt Schulgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (SchulG 
LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom   
9. August 2018, zuletzt 
geändert am 24. März 2020.

Schulgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (SchulG 
LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom   
9. August 2018, zuletzt 
geändert am 24. März 2020.

Schleswig-Holstein Schleswig-Holsteinisches 
Schulgesetz (Schulgesetz 
– SchulG) vom 24. Januar 
2007, zuletzt geändert am 
1. Juli 2020. Gesamtausga-
be in der Gültigkeit vom   
1. August 2020 bis 31. 
Dezember 2020.

Schleswig-Holsteinisches 
Schulgesetz (Schulgesetz 
– SchulG) vom 24. Januar 
2007, zuletzt geändert am 
16. Juni 2021.

Thüringen Thüringer Schulgesetz 
(ThürSchulG) in der  Fassung 
der Bekanntmachung vom 
30. April 2003, zuletzt 
geändert am 11. Juni 2020. 
Gesamtausgabe in der 
 Gültigkeit vom 1. August 
2020 bis 31. Juli 2021.

Thüringer Schulgesetz 
(ThürSchulG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 
30. April 2003, zuletzt  
geändert am 5. Mai 2021.
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Tabelle 10: Quellenangaben Rahmenlehrpläne

Bundesland Grundlage Analyse I (2020)

Baden-Württemberg Ministerium für Kultus, Jugend und Sport (2016). 
 Bildungsplan der Grundschule. Deutsch. 

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport (2016). 
 Bildungsplan der Grundschule. Sachunterricht.

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst (2014). Lehrplan PLUS Grundschule.

Berlin Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 
(2015). Teil A Bildung und Erziehung in den Jahrgangsstu-
fen 1–10.

Brandenburg Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Bran-
denburg (2004). Grundsätze elementarer Bildung in Einrich-
tungen der Kindertagesbetreuung im Land Brandenburg.

Bremen Senator für Bildung und Wissenschaft (2001). Pädagogi-
sche Leitideen. Rahmenplan für die Primarstufe.

Hamburg Freie und Hansestadt Hamburg Behörde für Schule und 
Berufsbildung (2018). Allgemeiner Teil des Bildungspla-
nes Grundschule.

Hessen Hessisches Kultusministerium (1995). Rahmenplan Grund-
schule.

Mecklenburg-Vorpommern Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (2020). 
Rahmenplan für die Primarstufe Deutsch. 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur (2020). 
Rahmenplan für die Primarstufe Sachunterricht.

Niedersachsen Niedersächsisches Kultusministerium (2017). Kerncurricu-
lum für die Grundschule Schuljahrgänge 1–4. Deutsch.

Nordrhein-Westfalen Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (2012). Grundschule – Richtlinien 
und Lehrpläne.

Rheinland-Pfalz Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung 
und Kultur (2014). Rahmenplan Grundschule. Allgemeine 
Grundlegung.

Saarland Ministerium für Bildung, Familie, Frauen und Kultur 
(2009). Kernlehrplan Deutsch. 

Ministerium für Bildung, Familie, Frauen und Kultur (2010). 
Kernlehrplan Sachunterricht.

Sachsen Staatsministerium für Kultus (2019). Lehrplan 
 Grundschule Deutsch. 

Staatsministerium für Kultus (2019). Lehrplan 
 Grundschule Sachunterricht.

Sachsen-Anhalt Ministerium für Bildung (2019). Lehrplan Grundschule 
Grundsatzband.

Schleswig-Holstein Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
 Kultur (1997). Grundlagen.

Thüringen Thüringer Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
 Kultur (2010). Leitgedanken zu den Thüringer Lehrplänen 
für die Grundschule und für die Förderschule mit dem  
Bildungsgrad der Grundschule.
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Tabelle 11: Quellenangaben Ausführungsgesetze

Bundesland Grundlage Analyse I (2020) Grundlage Analyse II (2021)

Baden-Württemberg Gesetz über die Betreu-
ung und Förderung von Kin-
dern in Kindergärten, ande-
ren Tageseinrichtungen und 
der Kindertagespflege (Kin-
dertagesbetreuungsgesetz 
– KiTaG) vom 19. März 2009, 
zuletzt geändert am 11. Feb-
ruar 2020.

Gesetz über die Betreu-
ung und Förderung von Kin-
dern in Kindergärten, ande-
ren Tageseinrichtungen und 
der Kindertagespflege (Kin-
dertagesbetreuungsgesetz 
– KiTaG) vom 19. März 2009, 
zuletzt geändert am 11. Feb-
ruar 2020.

Bayern Bayerisches Gesetz zur Bil-
dung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern in Kinder-
gärten, anderen Kinder-
tageseinrichtungen und 
in Tagespflege (Bayeri-
sches Kinderbildungs- und 
-betreuungsgesetz – Bay-
KiBiG) vom 8. Juli 2005, 
zuletzt geändert am 23. 
Dezember 2019.

Bayerisches Gesetz zur Bil-
dung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern in Kinder-
gärten, anderen Kinder-
tageseinrichtungen und 
in Tagespflege (Bayeri-
sches Kinderbildungs- und 
-betreuungsgesetz – Bay-
KiBiG) vom 8. Juli 2005, 
zuletzt geändert am 23. 
April 2021.

Berlin Gesetz zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsge-
setz – KitaFöG) vom 23. Juni 
2005, zuletzt geändert am 
11. Juni 2020.

Gesetz zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege 
(Kindertagesförderungsge-
setz – KitaFöG) vom 23. Juni 
2005, zuletzt geändert am 
12. Oktober 2020.

Brandenburg Zweites Gesetz zur Ausfüh-
rung des Achten Buches des 
Sozialgesetzbuches – Kin-
der- und Jugendhilfe – (Kin-
dertagesstättengesetz – 
KitaG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. 
Juni 2004, zuletzt geändert 
am 25. Juni 2020.

Zweites Gesetz zur Ausfüh-
rung des Achten Buches des 
Sozialgesetzbuches – Kin-
der- und Jugendhilfe – (Kin-
dertagesstättengesetz – 
KitaG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. 
Juni 2004, zuletzt geändert 
am 25. Juni 2020.

Bremen Bremisches Gesetz zur För-
derung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in 
Tagespflege (Bremisches 
Tageseinrichtungs- und 
 Kindertagespflegegesetz – 
BremKTG) vom 28. Dezem-
ber 2000, zuletzt geändert 
am 5. März 2019.

Bremisches Gesetz zur 
 Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in 
Tagespflege (Bremisches 
Tageseinrichtungs- und 
 Kindertagespflegegesetz 
– BremKTG) vom 28. 
 Dezember 2000, zuletzt 
geändert am 5. März 2019.

Hamburg Hamburger Kinderbetreu-
ungsgesetz (KibeG) vom 27. 
April 2004, zuletzt geändert 
am 27. November 2019.

Hamburger Kinderbetreu-
ungsgesetz (KibeG) vom 27. 
April 2004, zuletzt geändert 
am 18. Dezember 2020.
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Hessen Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch 
(HKJGB) vom 18. Dezember 
2006, zuletzt geändert am 
25. Juni 2020. Gesamtaus-
gabe in der Gültigkeit vom 
1. August 2020 bis    
31. Dezember 2015.

Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch 
(HKJGB) vom 18. Dezember 
2006, zuletzt geändert am 
25. Juni 2020. Gesamtaus-
gabe in der Gültigkeit vom 
1. August 2020 bis  
31. Dezember 2025.

Mecklenburg-Vorpommern Gesetz zur Einführung der 
Elternbeitragsfreiheit, zur 
Stärkung der Elternrech-
te und zur Novellierung des 
Kindertagesförderungsge-
setzes Mecklenburg-Vor-
pommern (Kindertagesför-
derungsgesetz – KiföG M-V) 
vom 4. September 2019. 

Gesetz zur Einführung der 
Elternbeitragsfreiheit, zur 
Stärkung der Elternrech-
te und zur Novellierung des 
Kindertagesförderungsge-
setzes Mecklenburg-Vor-
pommern (Kindertagesför-
derungsgesetz – KiföG M-V) 
vom 4. September 2019.

Niedersachsen * Gesetz über Tageseinrich-
tungen für Kinder (KiTaG) in 
der Fassung vom 7. Februar 
2002, zuletzt geändert am 
24. Oktober 2019.

Niedersächsisches Gesetz 
über Kindertagesstät-
ten und Kindertagespflege 
 (NKiTaG) vom 7. Juli 2021.

Nordrhein-Westfalen Gesetz zur frühen Bildung 
und Förderung von  Kindern, 
Kinderbildungs gesetz (KiBiz) 
vom 3. Dezember 2019.

Gesetz zur frühen  Bildung 
und Förderung von  Kindern, 
Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz) vom 3. Dezember 
2019. Zuletzt geändert   
1. August 2020.

Rheinland-Pfalz * Kindertagesstättengesetz 
(KTagStG RP) vom 15. März 
1991, zuletzt geändert am 
3. September 2019. Gesamt-
ausgabe in der Gültigkeit 
vom 1. Januar 2020 bis  
30. Juni 2021.

Landesgesetz über die 
Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern in 
Tages einrichtungen und in 
 Kindertagespflege (KiTaG) 
vom  3. September 2019. 

Saarland ** Gesetz Nr. 1649 Saarlän-
disches Ausführungsge-
setz nach § 26 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch 
Saarländisches Kinderbe-
treuungs- und -bildungsge-
setz (SKBBG) vom 18. Juni 
2008, zuletzt geändert am 
19. Juni 2019.

Gesetz Nr. 1649 Saarlän-
disches Ausführungsge-
setz nach § 26 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch 
Saarländisches Kinderbe-
treuungs- und -bildungsge-
setz (SKBBG) vom 18. Juni 
2008, zuletzt geändert am 
19. Juni 2019.

Sachsen Gesetz über Kindertages-
einrichtungen (SächsGVBl) 
in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Mai 2009, 
zuletzt geändert am   
14. Dezember 2018.

Gesetz über Kindertages-
einrichtungen (SächsGVBl) 
in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Mai 2009, 
zuletzt geändert am 21. Mai 
2021.
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Sachsen-Anhalt Gesetz zur Förderung und 
Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und 
in Tagespflege des Landes 
Sachsen-Anhalt (Kinderför-
derungsgesetz – KiFöG) vom 
5. März 2003, zuletzt geän-
dert am 16. Januar 2020.

Gesetz zur Förderung und 
Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und 
in Tagespflege des Landes 
Sachsen-Anhalt (Kinderför-
derungsgesetz – KiFöG) vom 
5. März 2003, zuletzt geän-
dert am 16. Januar 2020.

Schleswig-Holstein * Gesetz zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtun-
gen und Tagespflegestellen 
(Kindertagesstättengesetz 
– KiTaG) vom 12. Dezember 
1991, zuletzt geändert am  
8. Mai 2020. Gesamtausga-
be in der Gültigkeit vom   
1. August 2020 bis  
31. Dezember 2020.

Gesetz zur Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtun-
gen und Tagespflegestellen 
(Kindertagesstättengesetz 
– KiTaG) vom 12. Dezember 
1991, zuletzt geändert am 
25. Februar 2021.

Thüringen Thüringer Gesetz über die 
Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern in 
Kindergärten, anderen Kin-
dertageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege als 
Ausführungsgesetz zum 
Achten Buch Sozialgesetz-
buch (Thüringer Kindergar-
tengesetz – ThürKigaG) vom 
18. Dezember 2017, zuletzt 
geändert am 11. Juni 2020.

Thüringer Gesetz über die 
Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern in 
Kindergärten, anderen Kin-
dertageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege als 
Ausführungsgesetz zum 
Achten Buch Sozialgesetz-
buch (Thüringer Kindergar-
tengesetz – ThürKigaG) vom 
18. Dezember 2017, zuletzt 
geändert am 31. Juli 2021.

Tabelle 12: Quellenangaben Bildungspläne

Bundesland Grundlage Analyse I (2020)

Baden-Württemberg Ministerium für Kultus, Jugend und Sport (2011). Orien-
tierungsplan für Bildung und Erziehung in baden-württem-
bergischen Kindergärten und weiteren Kindertagesein-
richtungen.

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration / Bayerisches Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (2014). 
Bayerische Leitlinien für die Bildung und Erziehung von 
Kindern bis zum Ende der Grundschulzeit (BayBL).

Berlin Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft 
(2014). Berliner Bildungsprogramm für Kitas und Kinder-
tagespflege (BBP).

* Veränderte Dokumentenbasis: Es gab eine Novellierung des Ausführungsgesetzes zwischen Analyse I (2020) und  
Analyse II (2021).
** Eine Novellierung des Ausführungsgesetzes ist angekündigt.
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Brandenburg Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des  
Landes Brandenburg (2004). Grundsätze elementarer  
Bildung in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung im  
Land  Brandenburg.

Bremen Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen (2012). 
Rahmenplan für Bildung und Erziehung im Elementarbe-
reich.

Hamburg Freie Hansestadt Hamburg Behörde für Arbeit, Soziales, 
Familie und Integration (2012). Hamburger Bildungsemp-
fehlungen für die Bildung und Erziehung von Kindern in 
Tageseinrichtungen.

Hessen Hessisches Ministerium für Soziales und Integration & 
Hessisches Kultusministerium (2019). Bildung von Anfang 
an. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 
Jahren in Hessen.

Mecklenburg-Vorpommern Ministerium für Bildung Wissenschaft und Kultur (2010). 
Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in 
 Mecklenburg-Vorpommern zur Arbeit in Kindertagesein-
richtungen und Kindertagespflege.

Niedersachsen Niedersächsisches Kultusministerium (2018). Orientie-
rungsplan für Bildung und Erziehung im Elementarbereich 
niedersächsischer Tageseinrichtungen für Kinder.

Nordrhein-Westfalen Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integ-
ration des Landes Nordrhein-Westfalen / Ministerium 
für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(2018). Bildungsgrundsätze. Mehr Chancen durch Bildung 
von Anfang an. Grundsätze zur Bildungsförderung für 
Kinder von 0 bis 10 Jahren in Kindertagesbetreuung und 
Schulen im Primarbereich in Nordrhein-Westfalen.

Rheinland-Pfalz Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur 
(2010). Empfehlungen zur Qualität der Erziehung, Bildung 
und Betreuung in Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz.

Saarland Ministerium für Bildung und Kultur (2018). Bildungs-
programm mit Handreichungen für saarländische Krippen 
und Kindergärten.

Sachsen Sächsisches Staatsministerium für Kultus (2011). Der 
Sächsische Bildungsplan – ein Leitfaden für pädagogische 
Fachkräfte in Krippen, Kindergärten und Horten sowie für 
Kindertagespflege.

Sachsen-Anhalt Ministerium für Arbeit und Soziales des Landes Sachsen-
Anhalt (2013). Bildungsprogramm für Kindertageseinrich-
tungen in Sachsen-Anhalt.

Schleswig-Holstein Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein (2020). Leitlinien 
zum Bildungsauftrag in Kindertagesstätten.

Thüringen Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
(2019). Thüringer Bildungsplan bis 18 Jahre.
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Tabelle 13: Quellenangaben ergänzende Empfehlungen der Bildungspläne

Bundesland Grundlage Analyse I (2020)

Baden-Württemberg Landesamt für Kultus, Jugend und Sport Baden- 
Württemberg (2019). Leitfaden Demokratiebildung – 
Schule für Demokratie, Demokratie für Schule

Bayern Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
(2000). Lehrplan für die bayerische Grundschule. Mün-
chen: Maiß.

Berlin Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen des 
 Landes Berlin verwiesen, auch die Website des Landes-
ministeriums enthält keine ergänzenden Empfehlungen.

Brandenburg Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg (Hrsg.) (2018). Die täglichen Übergänge 
 zwischen Grundschule und Hort – Fortsetzung & Auftakt 
zugleich. 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport Brandenburg 
(Hrsg.) (2017). Grundsätze elementarer Bildung. Kinder-
tagesbetreuung in Brandenburg von der Geburt bis zum 
Ende der Grundschulzeit. Weimar. 

Bremen Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen des 
 Landes Bremen verwiesen, auch die Website des Landes-
ministeriums enthält keine ergänzenden Empfehlungen.

Hamburg Die ergänzenden Empfehlungen des Landes Hamburg 
bezogen sich nicht auf Kinder im Grundschulalter oder 
Hort/Ganztag.

Hessen Die ergänzenden Empfehlungen des Landes Hessen 
 bezogen sich nicht auf Kinder im Grundschulalter oder 
Hort/Ganztag.

Mecklenburg-Vorpommern Die ergänzenden Empfehlungen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern bezogen sich nicht auf Kinder im Grund-
schulalter oder Hort/Ganztag.

Niedersachsen Niedersächsisches Kultusministerium (2021). Stärkung 
der Demokratiebildung an öffentlichen allgemeinbilden-
den und berufsbildenden Schulen sowie Schulen in freier 
Trägerschaft.

Nordrhein-Westfalen Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integra-
tion des Landes Nordrhein-Westfalen (2009). Runder Tisch 
„Hilfe für Kinder in Not“ (Mehr Teilhabe und Chancen-
gerechtigkeit für alle Kinder in Nordrhein- Westfalen).

Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2008). Richtlinien und  
Lehrpläne für die Grundschule, Sammelband.

Rheinland-Pfalz Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und 
Frauen Rheinland-Pfalz (Hrsg.) (2014). Kinder haben 
 Rechte. UN-Kinderrechtskonvention im Wortlaut. Texte in 
amtlicher Übersetzung mit Kommentierung.

Saarland Die ergänzenden Empfehlungen des Landes Saarland 
bezogen sich nicht auf Kinder im Grundschulalter oder 
Hort/Ganztag.
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Sachsen Sächsisches Staatsministerium für Kultus (SMK) (2005). 
Förderrichtlinie zum Ausbau von Ganztagsangeboten   
(FRL GTA), Dresden.

Sächsisches Staatsministerium für Kultus (SMK); Säch-
sisches Staatsministerium für Soziales (SMS) (2006). 
 Erklärung des Sächsischen Staatsministeriums für Sozia-
les und des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus zur 
Kooperation von Grundschule und Hort vom 27.03.2006, 
Dresden.

Sächsisches Staatsministerium für Soziales (SMS); 
 Sächsisches Staatsministerium für Kultus (SMK) (2007). 
Empfehlung des Sächsischen Staatsministeriums für 
 Soziales und des Sächsischen Staatsministeriums für 
 Kultus zur Kooperation von Schule und Hort. Dresden.

Sachsen-Anhalt Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen des  
Landes Sachsen-Anhalt verwiesen, auch die Website  
des Landesministeriums enthält keine ergänzenden  
Empfehlungen.

Schleswig-Holstein Ministerium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-
Holstein (Hrsg.) (2008), Erfolgreich starten – Leitlinien zum 
Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen.

Thüringen Thüringer Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
 Kultur (TMBWK) (2014). Fachliche Empfehlung Beteiligung 
und Beschwerden in Kindertageseinrichtungen.
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6.  Anhang I: Übersicht zur Verankerung von 
kinderrechtebasierter Demokratiebildung in 
den Bundesländern

6.1 Baden-Württemberg

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Baden-Württemberg zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) gehen nicht explizit auf 
Kinderrechte oder die UN-Kinderrechtskonvention ein. Das Gesetz enthält jedoch inhalt-
lich sinngemäße Aussagen zum Diskriminierungsverbot (Artikel 2), dem Beteiligungsrecht 
der Kinder (Artikel 12, Absatz 1) sowie zur Entfaltung der Kinder (Artikel 29, Absatz 1a). 
Es finden sich zudem im Vergleich besonders ausführliche Formulierungen für die Vorbe-
reitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d) in den Vorgaben. 
Dieser Aspekt wird auch speziell als Bildungsziel für Grundschulen normiert. 

In Bezug auf Regelungen für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) 
macht das Schulgesetz vor allem Vorgaben für eine organisatorische Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Ganztag. Inhaltliche Bezüge zu Demokratiebildung finden sich hin-
sichtlich der Bildungsziele, speziell der Entfaltung der Kinder (Artikel 29, Absatz 1a) und 
bezüglich sozialen Lernens. Eine Zusammenarbeit von Schule und Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe wird nicht explizit aufgegriffen. 

Im Schulgesetz zeigt sich eine umfassende Verankerung kinder-
rechtebasierter Demokratiebildung in den allgemeinen Vorga-
ben – speziell für den Grundschulbereich und Ganztagsangebote 
zeigen sich vermehrt Lücken.

Das Ausführungsgesetz für Kindertageseinrichtungen schließt 
die Betreuung in schulischen Einrichtungen explizit aus.

Die ergänzende Empfehlung „Leitfaden Demokratiebildung – 
Schule für Demokratie, Demokratie für Schule“ ist in der Analyse 
besonders hervorgestochen, da ein verbindlicher Rahmen für 
Demokratiebildung an Schulen geschaffen wird. Der Leitfaden 
schließt unterrichtsübergreifende sowie außerunterrichtliche 
Bereiche ein. Zudem zeigt sich ein ganzheitliches Verständnis 
von Demokratiebildung und es werden praktische Beispiele und 
Handlungsempfehlungen gegeben.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Baden-Württemberg.
© InterVal 2022



 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V. 49

Die im Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) formulierten fachübergreifen-
den Kompetenzen schließen Demokratiebildung nicht explizit mit ein. Von den weiteren 
analysierten Aspekten von Demokratiebildung wird einzig der Erwerb interkultureller 
Kompetenzen in der Grundschule definiert. Methoden zur Umsetzung im fachübergreifen-
den Unterricht finden sich nur in Ansätzen. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) schließt die Betreuung an 
schulischen Einrichtungen explizit aus und gilt somit nicht für Grundschulkinder in Horten 
bzw. Ganztagseinrichtungen. 

Der Bildungsplan „Orientierungsplan für Bildung und Erziehung in baden-württember-
gischen Kindergärten und weiteren Kindertageseinrichtungen“ (Analyse I, 2020) enthält 
viele Anknüpfungspunkte für die Umsetzung von kinderrechtebasierter Demokratie-
bildung. Der Bildungsplan hat optionalen Charakter und bezieht sich vorrangig auf den 
 Elementarbereich. 

Hervorgestochen ist eine ergänzende Empfehlung zu Demokratiebildung an Schulen 
 (Analyse II, 2021). Der „Leitfaden Demokratiebildung – Schule für Demokratie, Demokra-
tie für Schule“ stellt eine umfassende und verpflichtende Vorschrift für die Umsetzung 
von Demokratiebildung an Schulen dar und ist daher von hoher Relevanz zur Verankerung 
des Themas im baden-württembergischen Bildungssystem. Der Leitfaden schließt unter-
richtsübergreifende sowie außerunterrichtliche Bereiche ein. Es zeigt sich ein ganzheitli-
ches Verständnis von Demokratiebildung und viele der analysierten Aspekte von Demo-
kratiebildung werden aufgegriffen. Außerdem enthält der Leitfaden praktische Beispiele 
und Handlungsempfehlungen für den pädagogischen Alltag. 

6.2 Bayern

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 

Das Schulgesetz enthält nur vereinzelt Formulierungen zu As-
pekten von kinderrechtebasierter Demokratiebildung. Rege-
lungen für Ganztagsbetreuung beziehen sich ausschließlich 
auf organisatorische Aspekte.

Der fachübergreifende Rahmenlehrplan umfasst explizite sowie 
implizite Vorgaben für Demokratiebildung. Partizipation wird 
explizit als Grundlage zum Erwerb demokratischer Handlungs-
kompetenzen erwähnt. Es zeigt sich ein umfassendes Inklusi-
onsverständnis.

Der bayrische Bildungsplan stellt institutionenübergreifende 
Leit linien für die Arbeit in verschiedenen Bildungseinrichtun-
gen, darunter auch Schulen und Angebote der Ganztagsbe-
treuung, dar. Demokratiebildung ist explizit sowie implizit an 
mehreren Stellen verankert.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Bayern.
© InterVal 2022



50 Schriftenreihe • Deutsches Kinderhilfswerk e.V.

in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Bayern zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) gehen nicht explizit auf 
Kinderrechte oder die UN-Kinderrechtskonvention ein. Das Gesetz enthält inhaltlich sinn-
gemäße Aussagen zum Diskriminierungsverbot (Artikel 2) sowie Formulierungen für die 
Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Das Betei-
ligungsrecht der Kinder (Artikel 12, Absatz 1) wird lediglich an einer späteren Stelle im 
Gesetz erwähnt. Der Grundschul-Teil enthält eine Formulierung zum Recht auf Entfaltung 
(Artikel 29, Absatz 1a). 

Regelungen für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) beziehen sich 
ausschließlich auf organisatorische Aspekte. Das Gesetz enthält keine spezifischen For-
mulierungen für die inhaltliche Ausgestaltung des Ganztagsbereichs, dementsprechend 
keine Hinweise auf Demokratiebildung. 

Die im Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) formulierten fachübergreifen-
den Kompetenzen enthalten explizite sowie implizite Aussagen zu kinderrechtebasierter 
Demokratiebildung. Demokratiebildung, Menschen- bzw. Kinderrechte und interkulturel-
le Kompetenzen werden jedoch eher als Schlagwörter in den allgemeinen Bildungs- und 
Erziehungszielen erwähnt, ohne genauer darauf einzugehen. Hervorzuheben ist jedoch 
der Aspekt der Partizipation, welcher explizit als Grundlage zum Erwerb demokratischer 
Handlungskompetenzen erwähnt wird. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) normiert vergleichsweise aus-
führlich die Kooperation mit der Grundschule. Es liegt ein starker Fokus auf der individuel-
len Entwicklung und Entfaltung der Kinder sowie der Rolle der pädagogischen Fachkräfte 
in der Förderung dieser Entwicklung. Inklusion wird als „unterschiedslose“ Bildung und 
Erziehung aller Kinder aufgegriffen. 

Der Bildungsplan „Bayerische Leitlinien für die Bildung und Erziehung von Kindern bis 
zum Ende der Grundschulzeit (BayBL)“ (Analyse I, 2020) stellt institutionenübergreifende 
Leitlinien für die Arbeit in verschiedenen Bildungseinrichtungen, darunter auch Schulen 
und Angebote der Ganztagsbetreuung, dar. Demokratiebildung ist an mehreren Stellen in 
den Leitlinien verankert und Partizipation als Voraussetzung für das Erleben von Demo-
kratie festgehalten. Außerdem werden verschiedene Kooperationsformen (auch für Schu-
le und Hort) explizit berücksichtigt. Der Bildungsplan hat einen Empfehlungscharakter. 

Der oben bereits genannt Rahmenlehrplan wurde als ergänzende Empfehlung identifi-
ziert (Analyse II, 2021). In Bezug auf den Rahmenlehrplan kann zusätzlich festgehalten 
werden, dass dieser ein umfassendes Inklusionsverständnis entlang des Leitgedankens 
der Nicht-Ausgrenzung formuliert. Inklusion wird zudem mit Bildungsgerechtigkeit in 
Verbindung gesetzt. 
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6.3 Berlin

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Berlin zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) spiegeln die untersuch-
ten Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung sinngemäß wider. Mehrere 
Dimensionen werden ausdrücklich und ausführlich erwähnt, sowohl in der Beschrei-
bung der allgemeinen Bildungsziele als auch in den Grundsätzen zur Verwirklichung die-
ser. Das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 1a) stach dabei besonders hervor. Die 
Formulierungen des Schulgesetzes gehen über die in der UN-Kinderrechtskonvention  
 normierten Facetten hinaus. 

Die Regelungen für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) schreiben 
ein gemeinsames „schul- und sozialpädagogisches Konzept“ vor, das die inhaltliche Zu-
sammenarbeit normiert. Dieses wird im Rahmen des Schulgesetzes jedoch nicht näher 
definiert. Die Vorgaben für Ganztagsangebote enthalten Hinweise auf das Recht auf Ent-
faltung (Artikel 29, Absatz 1a) sowie auf die Entwicklung sozialer Kompetenzen. 

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen gilt für Berlin und Brandenburg gleichermaßen 
(Analyse I, 2020) und umfasst ein ganzheitliches Verständnis von Demokratiebildung. De-
mokratiebildung wird als übergreifendes Thema behandelt und vor allem als Lernen von 
Beteiligung verstanden. Das Wissen und Verstehen von Menschen- und Kinderrechten, 
Partizipation sowie interkulturelle Kompetenzen werden in Verbindung mit Demokratie-
bildung betrachtet. Neben fachübergreifenden Methoden zur Umsetzung werden zudem 
konkrete Methoden für den Fachunterricht bzw. Fächer mit besonderer Relevanz für die 
Kompetenzentwicklung genannt. 

Das Schulgesetz enthält vergleichsweise ausführliche sinnge-
mäße Formulierungen zu kinderrechtebasierter Demokratiebil-
dung. Besonders das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 
1a) wird umfassend thematisiert und die Formulierungen ge-
hen über die UN-Kinderrechtskonvention hinaus.

Der fachübergreifende Rahmenlehrplan für Berlin und Bran-
denburg zeigt ein ganzheitliches Verständnis von Demokratie-
bildung. Demokratiebildung wird als „Lernen von Beteiligung“ 
verstanden und schließt die Aspekte Wissen und Verstehen von 
Menschen- und Kinderrechten, Partizipation sowie interkulturel-
le Kompetenzen ein.

Das Ausführungsgesetz sowie das Bildungsprogramm bezie-
hen sich nicht auf die Bildung und Erziehung von Kindern im 
Grundschulalter.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Berlin.
© InterVal 2022
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Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) gilt nur in Ausnahmefällen für 
die Förderung und Betreuung von Kindern im schulpflichtigen Alter. Es wird auf „entspre-
chende Angebote auf Grundlage des Schulgesetzes“ verwiesen. 

Der Bildungsplan „Berliner Bildungsprogramm für Kitas und Kindertagespflege“   
(Analyse I, 2020) bezieht sich explizit nicht auf Schulkinder, sondern ausschließlich auf 
den Elementarbereich. 

Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) des Landes Berlin im 
Rahmen des Bildungsplans verwiesen. Auch auf der Website des Landesministeriums 
konnten keine ergänzenden Empfehlungen identifiziert werden. 

6.4 Brandenburg

 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Brandenburg zusammengefasst: 

In den allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) finden sich ausführliche 
Verweise auf die untersuchten Aspekte der UN-Kinderrechtskonvention. Es zeigt sich ein 
vergleichsweise gutes Beispiel für das Recht auf die Vorbereitung auf ein verantwortungs-
bewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Außerdem wird dieser Aspekt speziell in Bezug 
auf Bildung und Erziehung in der Grundschule normiert. 

Die Regelungen für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) enthalten kon-
krete Kooperationsvorgaben zur Zusammenarbeit von Schule mit Ganztagseinrichtungen. 

Das Schulgesetz enthält sinngemäße Verweise auf mehrere 
der untersuchten Aspekte von kinderrechtebasierter Demokra-
tiebildung. Hervorgestochen ist die Formulierung des Rechts 
auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben 
(Artikel 29, Absatz 1d), welches auch speziell für Grundschu-
len aufgegriffen wird. In den Vorgaben für Ganztagsbetreuung 
finden sich jedoch weder explizite noch inhaltlich sinngemäße 
Aussagen zu Demokratiebildung.

Der fachübergreifende Rahmenlehrplan für Berlin und Bran-
denburg zeigt ein ganzheitliches Verständnis von Demokratie-
bildung. Demokratiebildung wird als „Lernen von Beteiligung“ 
verstanden und schließt die Aspekte Wissen und Verstehen von 
Menschen- und Kinderrechten, Partizipation sowie interkulturel-
le Kompetenzen ein.

Das Ausführungsgesetz normiert explizit sowie implizit mehre-
re Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung. Ein 
Inklusionsverständnis zeigt sich in Ansätzen. Hervorzuheben 
ist, dass die Betreuung von (Grund-)Schulkindern sowie die 
Schnittstelle zwischen Grundschule und Hort systematisch be-
rücksichtigt wird.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Brandenburg.
© InterVal 2022
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Schulisches Lernen wird explizit mit außerunterrichtlichen Maßnahmen verknüpft. Es finden 
sich jedoch weder explizite noch inhaltlich sinngemäße Aussagen zu Demokratiebildung.

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen gilt für Berlin und Brandenburg gleichermaßen 
(Analyse I, 2020) und umfasst ein ganzheitliches Verständnis von Demokratiebildung. De-
mokratiebildung wird als übergreifendes Thema behandelt und vor allem als Lernen von 
Beteiligung verstanden. Das Wissen und Verstehen von Menschen- und Kinderrechten, 
Partizipation sowie interkulturelle Kompetenzen werden in Verbindung mit Demokratie-
bildung betrachtet. Neben fachübergreifenden Methoden zur Umsetzung werden zudem 
konkrete Methoden für den Fachunterricht bzw. Fächer mit besonderer Relevanz für die 
Kompetenzentwicklung genannt. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) normiert explizit die Demokra-
tieerziehung der Kinder sowie die Förderung eines demokratischen Miteinanders. Darüber 
hinaus werden mehrere Aspekte von Demokratiebildung sinngemäß verankert, darunter 
das Recht auf Berücksichtigung des Kindeswillens (Artikel 12) sowie auf Entfaltung (Arti-
kel 29, Absatz 1a). Ein Inklusionsverständnis zeigt sich in Ansätzen und wird als Miteinan-
der aller normiert, unabhängig kultureller und weltanschaulicher Hintergründe der Kinder, 
alters- und entwicklungsbedingter Unterschiede, des Geschlechts oder ob ein Kind eine 
Behinderung hat. Kindertageseinrichtungen mit Betreuungsangeboten für Grundschul-
kinder sowie die Schnittstelle zur Grundschule werden systematisch berücksichtigt. 

Der Bildungsplan „Grundsätze elementarer Bildung in Einrichtungen der Kindertagesbe-
treuung im Land Brandenburg“ (Analyse I, 2020) enthält explizite Aussagen zu Demokra-
tiebildung sowie sinngemäße Hinweise auf Partizipation und den Erwerb interkultureller 
Kompetenzen. Der Bildungsplan umfasst jedoch vergleichsweise knappe Formulierungen 
und hat einen Empfehlungscharakter. Der Kompetenzerwerb wird mit konkreten Praxis-
beispielen untermauert. 

Die beiden untersuchten ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) beziehen sich 
auf Bildung und Erziehung an Ganztagsschulen im Primarbereich sowie auf die täglichen 
Übergänge zwischen Grundschule und Hort. Beide Dokumente heben verschiedene As-
pekte von Demokratiebildung hervor. Besonders hervorgestochen sind Ausführungen 
zum Bild vom Kind als aktive*r Akteur*in im eigenen Bildungsprozess sowie die Betonung 
von handlungsleitenden Orientierungsmustern der pädagogischen Fachkräfte. 
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6.5 Bremen

 
 
 
 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Bremen zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) halten explizit die Achtung 
und Vermittlung der Menschenrechte als Bildungs- und Erziehungsgrundlagen fest. Darü-
ber hinaus sind mehrere untersuchte Aspekte von Demokratiebildung implizit verankert, 
darunter das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) sowie das Recht auf Berücksichtigung des 
Kindeswillens (Artikel 12). Die Vorgaben speziell für den Grundschulbereich enthalten we-
der explizite noch implizite Hinweise auf Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) normieren aus-
führlich Kooperationsmöglichkeiten von Schulen mit Trägern der Kinder und Jugendhilfe 
zur Erfüllung des Auftrags der Schulen. Es finden sich keine Bezüge zu Demokratiebildung 
an dieser Stelle. 

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen (Analyse I, 2020) geht nur oberflächlich auf über-
greifende demokratische Handlungskompetenzen ein. Dabei liegt der Fokus auf dem Zu-
sammenleben in einer demokratischen Gesellschaft. Die weiteren untersuchten Aspekte 
finden sich nicht in den fachübergreifenden Formulierungen. Methoden zur Umsetzung 
von Demokratiebildung werden am Rande in den Pädagogischen Leitlinien ausgeführt. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) enthält keinen expliziten Ver-
weis auf Kinderrechte, die weiteren betrachteten Aspekte sind mindestens in Ansätzen 
verankert. Im Sinne ganzheitlicher Demokratiebildung werden Gleichberechtigung und 
das Zusammenleben aller Menschen als Erziehungsziele angestrebt und die Beteiligung 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes enthalten keine 
expliziten Bezüge zu Demokratiebildung, greifen jedoch mehre-
re der untersuchten Aspekte inhaltlich sinngemäß auf, darunter 
das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) und das Recht auf Beteili-
gung (Artikel 12). Weder in den spezifischen Formulierungen für 
den Grundschulbereich noch für Ganztagsbetreuung finden sich 
Hinweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung.

Das Ausführungsgesetz verankert mehrere der untersuchten As-
pekte von Demokratiebildung mindestens in Ansätzen. Im Sinne 
ganzheitlicher Demokratiebildung werden Gleichberechtigung 
und das Zusammenleben aller Menschen als Erziehungsziele an-
gestrebt und die Beteiligung von Kindern (Artikel 12) als Voraus-
setzung dafür normiert. Kindertageseinrichtungen mit Betreu-
ungsangeboten für Grundschulkinder sowie die Schnittstelle zur 
Grundschule werden systematisch berücksichtigt.

Der Bildungsplan schließt Grundschulkinder vom Geltungs-
bereich aus. Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen 
verwiesen.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Bremen.
© InterVal 2022
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von Kindern (Artikel 12) als Voraussetzung dafür normiert. Kindertageseinrichtungen 
mit Betreuungsangeboten für Grundschulkinder sowie die Schnittstelle zur Grundschule 
 werden systematisch berücksichtigt.

Der Bildungsplan „Rahmenplan für Bildung und Erziehung im Elementarbereich“    
(Analyse I, 2020) schließt, wie der Name bereits verrät, Grundschulkinder aus dem 
 Geltungsbereich aus. 

Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) des Landes Bremen 
im Rahmen des Bildungsplans verwiesen. Auch auf der Website des Landesministeriums 
konnten keine ergänzenden Empfehlungen identifiziert werden. 

6.6 Hamburg

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Hamburg zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) gehen nicht explizit auf 
Kinderrechte ein, enthalten jedoch sinngemäße Hinweise auf alle analysierten Aspekte 
der UN-Kinderrechtskonvention. Ein besonders gutes Beispiel zeigte sich bei der Veran-
kerung des Rechts auf Entfaltung des Kindes (Artikel 29, Absatz 1a), welches zentral im 
Abschnitt Grundsätze für die Verwirklichung (§ 3 HmbSG – Hamburgisches Schulgesetz) 
sowie an weiteren Stellen aufgegriffen ist. Die Formulierungen gehen über die in der UN-
Kinderrechtskonvention genannten Aspekte hinaus. Die spezifischen Vorgaben für Grund-
schulen enthalten keine Hinweise auf Demokratiebildung. 

Das Schulgesetz umfasst keine expliziten Verweise auf Kinder-
rechte, geht jedoch sinngemäß auf alle analysierten Aspekte 
der UN-Kinderrechtskonvention ein. Vergleichsweise ausführ-
lich sind die Ausführungen des Rechts auf Entfaltung des Kin-
des (Artikel 29, Absatz 1a). Weder die spezifischen Vorgaben 
für Grundschulen noch die Regelungen für Ganztagsangebote 
enthalten Hinweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebil-
dung.

Im Ausführungsgesetz wird eine Vielzahl der untersuchten As-
pekte von Demokratiebildung sinngemäß verankert. Hervorge-
stochen ist dabei das Recht auf Berücksichtigung des Kindeswil-
len (Artikel 12) in einer separaten Norm, die zudem speziell auf 
die Beteiligung von Kindern in Horten eingeht.

Der Bildungsplan schließt Grundschulkinder vom Geltungsbe-
reich aus. Auch die ergänzenden Empfehlungen gehen nicht auf 
die Betreuung von Kindern in Horten und/oder auf die Schnitt-
stelle zwischen Grundschule und Hort ein.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Hamburg.
© InterVal 2022
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Die Regelungen für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) normieren 
ausführlich die Kooperationen von Schule mit Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
Darüber hinaus wird speziell für die Planung und Umsetzung von Ganztagseinrichtungen 
ein Ganztagsausschuss (§ 56a HmbSG) vorgeschrieben. Es finden sich keine Hinweise auf 
kinderrechtebasierte Demokratiebildung. 

Die im Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) formulierten fachübergrei-
fenden Kompetenzen greifen Partizipation im Schulalltag in Ansätzen auf, setzen dies 
aber nicht in Zusammenhang mit Demokratiebildung. Darüber hinaus werden keine der 
 betrachteten Aspekte von Demokratiebildung genannt. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) geht umfassend auf eine Viel-
zahl der untersuchten Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung ein. Ein 
 besonders ausführliches Beispiel zeigt sich in Bezug auf das Recht der Berücksichtigung 
des Kindeswillens (Artikel 12), welches prominent in einer eigens hierzu formulierten 
Norm „Mitwirkung der Kinder in der Tageseinrichtung“ (§ 23 KibeG – Hamburger Kinder-
betreuungsgesetz) verankert ist. Es wird speziell die Beteiligung von Kindern in Horten 
aufgegriffen. Das Ausführungsgesetz enthält kein umfassendes Inklusionsverständnis. 
Auch der Aspekt Diskriminierungsverbot (Artikel 2) wird nicht thematisiert. Kindertages-
einrichtungen mit Betreuungsangeboten für Grundschulkinder sowie die Schnittstelle zur 
Grundschule werden systematisch berücksichtigt. 

Der Bildungsplan „Hamburger Bildungsempfehlungen für die Bildung und Erziehung von 
Kindern in Tageseinrichtungen“ (Analyse I, 2020) grenzt den Geltungsbereich auf Kinder 
bis zum Schuleintritt ein. Das Dokument enthält keine weiteren Hinweise darauf, dass Kin-
der im Grundschulalter berücksichtigt werden. 

Es wurden keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) identifiziert, die die Bil-
dung und Betreuung von Kindern in Horten und/oder die Schnittstelle zwischen Grund-
schule und Hort einschließen. 

6.7 Hessen

Das Schulgesetz geht sinngemäß auf eine Reihe der untersuch-
ten Aspekte von Demokratiebildung ein, darunter vergleichs-
weise ausführlich auf das Diskriminierungsverbot (Artikel 2). 
Die spezifischen Vorgaben für Ganztag und Hort verweisen nur 
auf vereinzelte Aspekte von Demokratiebildung.

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen geht sowohl explizit als 
auch implizit auf Aspekte von Demokratiebildung ein. Dabei ver-
weist das Dokument auch auf den Bildungs- und Erziehungsplan 
in Hessen. Dieser ist in der Analyse besonders hervorgestochen, 
da alle Bildungseinrichtungen einschließlich der Schulen einbe-
zogen werden und Demokratiebildung sowie Partizipation als 
Querschnittsthemen in dem Bildungsplan verankert sind.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Hessen.
© InterVal 2022
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Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Hessen zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) gehen nicht explizit auf 
Kinderrechte ein, enthalten jedoch mindestens in Ansätzen Hinweise auf die untersuchten 
Aspekte von Demokratiebildung. Vergleichsweise ausführlich findet sich das Diskriminie-
rungsverbot (Artikel 2) wieder. Es werden einerseits das Recht auf Bildung aller sowie 
das Grundgesetz und die in der UN-Kinderrechtskonvention genannten Merkmale (z. B. 
Geschlecht, Sprache) aufgeführt. Andererseits verweisen die spezifischen Vorgaben für 
die Grundschule weder explizit noch implizit auf Demokratiebildung.

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) gehen nur 
auf vereinzelte Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung ein, darunter je-
doch besonders ausführlich auf das Recht auf Entfaltung des Kindes (Artikel 29, Absatz 
1a). Außerdem werden Grundsätze für die Arbeit von pädagogischen Fachkräften mit 
Schüler*innen festgehalten, die ansatzweise die untersuchten professionellen Orientie-
rungsmuster berücksichtigen. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) enthält explizite Aussagen zu 
Demokratiebildung sowie implizit zu weiteren untersuchten Aspekten. Die Kerncurricula 
in Hessen verweisen zudem in Bezug auf die zu erwerbenden fachübergreifenden Kom-
petenzen auf den „Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0–10 Jahren in Hessen“ 
(Bildungsplan, siehe unten). Insgesamt bietet der Rahmenlehrplan sehr konkrete und aus-
führliche Methoden zur Umsetzung einzelner Aspekte der Demokratiebildung (z. B. inter-
kulturelle Kompetenzen, Wissen/Verstehen von Menschenrechten).

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) umfasst spezifische Formulie-
rungen für Horte, die in den Analysen berücksichtigt wurden. Es werden keine expliziten 
Vorgaben zu kinderrechtebasierter Demokratiebildung für Horte festgehalten. Auch die 
sinngemäß untersuchten Aspekte von Demokratiebildung werden kaum aufgegriffen, Aus-
nahmen stellen der Erwerb sozialer Kompetenzen sowie das Recht auf Entfaltung  (Artikel 
29, Absatz 1a) dar. Insgesamt sind die Ausführungen vergleichsweise knapp. 

Hervorgestochen ist der Bildungsplan „Bildung von Anfang an. Bildungs- und Erziehungs-
plan für Kinder von 0 bis 10 Jahren in Hessen“ (Analyse I, 2020). Der Bildungs- und Er-
ziehungsplan schließt alle Bildungseinrichtungen einschließlich der Grundschule ein und 
beschreibt ausführlich Voraussetzungen für erfolgreiche Kooperationen; jedoch wird 
gerade die Schnittstelle zwischen Schule und Hort im Unterschied zu anderen Schnitt-
stellen kaum explizit erwähnt. Der Bildungsplan enthält explizite Verweise auf Demokra-
tiebildung sowie auf das Erlernen von Partizipation, welche als Querschnittsthemen in 
dem Bildungsplan verankert sind. Außerdem umfasst der Plan auch die Förderung des 
Verständnisses von Kinderrechten. Diese wird sowohl in einem eigenen Kapitel als auch in 
der Beschreibung von Basiskompetenzen und Schwerpunkten ausgeführt. 

Es wurden keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) identifiziert, die die 
 Bildung und Betreuung von Kindern in Horten und/oder die Schnittstelle zwischen Grund-
schule und Hort einschließen. 
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6.8 Mecklenburg-Vorpommern

 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Mecklenburg-Vorpommern zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) gehen nicht explizit auf 
Kinderrechte ein, greifen jedoch implizit alle untersuchten Aspekte auf. Besonders aus-
führliche Formulierungen finden sich zum Recht auf Berücksichtigung des Kindeswillens 
(Artikel 12) sowie auf das Recht zur Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben 
(Artikel 29, Absatz 1d). Letzteres wird auch in den spezifischen Formulierungen für Grund-
schulen normiert. 

Eine Besonderheit zeigte sich in Bezug auf die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im 
Schulgesetz (Analyse II, 2021). Das Schulgesetz normiert die Zusammenarbeit mit Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrags 
der Schulen zentral in den allgemeinen Vorgaben des Gesetzes (siehe oben). Die sinnge-
mäße Verankerung von Aspekten der Demokratiebildung ist demnach gegeben. Die For-
mulierungen enthalten zudem Hinweise auf ein Bild vom Kind als Akteur*in des eigenen 
Bildungsweges sowie ein umfassendes Inklusionsverständnis entlang des Leitgedankens 
der Nicht-Ausgrenzung. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) definiert sogenannte Querschnitts-
themen, welche Demokratiebildung sowie interkulturelle Kompetenzen einbeziehen. 
Die Aspekte werden jedoch nicht genauer definiert. Konkrete Methoden zur Umsetzung 
 werden nur hinsichtlich interkultureller Bildung angeschnitten. 

Das Schulgesetz normiert die Zusammenarbeit mit Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe zur Erfüllung des Bildungs- und 
Erziehungsauftrags der Schulen zentral in den allgemeinen 
Vorgaben des Gesetzes. Das Gesetz enthält zwar keine explizi-
ten Verweise auf Kinderrechte, geht jedoch sinngemäß auf eine 
Vielzahl der untersuchten Aspekte ein. Ausführliche Formulie-
rungen finden sich in Bezug auf das Beteiligungsrecht (Artikel 
12) sowie auf das Recht zur Vorbereitung auf ein verantwor-
tungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d).

Hervorgestochen ist zudem das Ausführungsgesetz, da es expli-
zit sowie implizit auf Kinderrechte und eine Mehrheit der unter-
suchten Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung 
eingeht. 

Der Bildungsplan stellt ein anschauliches Beispiel für eine ver-
bindliche Bildungskonzeption, die auch Schulhorte sowie die 
Schnittstelle zwischen Schulhorten und Grundschulen berück-
sichtigt, dar. Es finden sich explizite sowie implizite Ausführun-
gen zu Demokratiebildung, diese sind jedoch vergleichsweise 
wenig ausführlich.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Mecklenburg-Vorpommern.
© InterVal 2022
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Hervorgestochen ist zudem das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021), 
welches die Achtung und Vermittlung von Kinderrechten explizit normiert. Die Mehrheit 
der weiteren untersuchten Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung sind 
sinngemäß erwähnt. Ganztagseinrichtungen bzw. der Hort sowie die Schnittstelle zur 
Schule werden in einem separaten Abschnitt (§ 3 Absatz 5 KiföG M-V – Kindertagesförde-
rungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern) systematisch berücksichtigt. 

Der Bildungsplan „Bildungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vor-
pommern zur Arbeit in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege“ (Analyse I, 
2020) stellt ein anschauliches Beispiel für eine verbindliche Bildungskonzeption, die auch 
Schulhorte sowie die Schnittstelle zwischen Schulhorten und Grundschulen berücksich-
tigt, dar. Demokratiebildung wird explizit aufgegriffen und im Sinne der Förderung von 
demokratischen Kompetenzen verstanden. Die Ausführungen sind vergleichsweise wenig 
ausführlich. Daneben werden mehrere Dimensionen von Demokratiebildung, darunter in-
terkulturelle Kompetenzen und demokratische Handlungskompetenz bzw. Partizipation, 
eher am Rande als Ziel der pädagogischen Arbeit in Kindertagesstätten festgehalten. 

Es wurden keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) identifiziert, die die 
 Bildung und Betreuung von Kindern im Grundschulalter und/oder den Bereich Ganztag/
Hort einschließen. 

6.9 Niedersachsen

 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. 

Das Schulgesetz enthält insgesamt sehr kurze Formulierungen 
zu allgemeinen Vorgaben und normiert einzig das Recht auf die 
Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 
29, Absatz 1d) sinngemäß. Weder die spezifischen Vorgaben 
für Grundschulen noch die Regelungen der Ganztagsbetreuung 
enthalten Hinweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebil-
dung.

Das Ausführungsgesetz wurde Anfang 2021 novelliert und greift 
inhaltlich sinngemäß eine Vielzahl der betrachteten Aspekte von 
kinderrechtebasierter Demokratiebildung auf. Hervorzuheben 
sind ein umfassend normiertes Recht auf Entfaltung (Artikel 
29, Absatz 1a), ein Inklusionsverständnis entlang des Leitge-
dankens der Nicht-Ausgrenzung sowie die Verankerung von Be-
schwerdeverfahren nach § 45 SGB VIII.

Die ergänzende Empfehlung „Stärkung der Demokratiebildung 
an öffentlichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu-
len sowie Schulen in freier Trägerschaft“ greift eine Vielzahl der 
Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung auf. Es 
zeigt sich ein besonders umfassendes Inklusionsverständnis.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Niedersachsen.
© InterVal 2022
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Im Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorga-
ben in Niedersachsen zusammengefasst: 

Die Formulierungen zu den allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) 
sind insgesamt sehr kurzgefasst und greifen einzig das Kinderrecht der Vorbereitung auf 
ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d) sinngemäß auf. Darüber hin-
aus wird lediglich auf das Grundgesetz verwiesen. Auch in den spezifischen Formulierun-
gen für den Grundschulbereich finden sich keine Hinweise auf Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) halten die Ko-
operation von Schule und Ganztag fest, es wird jedoch nicht genauer inhaltlich definiert, 
was dies bedeutet. Es finden sich keine Verweise auf Demokratiebildung in den Vorgaben. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) nimmt Bezug auf fachübergrei-
fende Bildungsbereiche, die jedoch an keiner Stelle im allgemeinen Teil genauer definiert 
werden. Allein der fachspezifische Lehrplan für den Sachunterricht enthält eine Aufzäh-
lung der fachübergreifenden Bildungsbereiche, darunter interkulturelle Bildung sowie 
Wertebildung. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) wurde im Vergleich zur Analyse I  
novelliert. Das neue Gesetz enthält keine expliziten Verweise auf Kinderrechte und Demo-
kratiebildung, jedoch werden die darüber hinaus betrachteten Aspekte mehrheitlich sinn-
gemäß verankert. Es zeigt sich ein besonders umfassend normiertes Recht auf Entfaltung 
des Kindes (Artikel 29, Absatz 1a) sowie ein Inklusionsverständnis, das die Teilhabe aller 
Kinder in den Vordergrund rückt. Außerdem findet sich ein Hinweis auf Beschwerdever-
fahren nach § 45 SGB VIII. 

Der Bildungsplan „Orientierungsplan für Bildung und Erziehung im Elementarbereich 
 niedersächsischer Tageseinrichtungen für Kinder“ (Analyse I, 2020) bezieht sich aus-
schließlich auf Kinder bis zum Schuleintritt. 

Die ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) „Stärkung der Demokratiebildung an 
öffentlichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sowie Schulen in freier 
Trägerschaft“ befassen sich ausschließlich mit Demokratiebildung. Die Mehrzahl der 
betrachteten Aspekte wird explizit sowie implizit verankert und jeweils mit Demokra-
tiebildung in Verbindung gesetzt. Insbesondere die Ausführungen zu Inklusion sind 
hervorgestochen, da Demokratiebildung zugleich als inklusive Bildung verstanden und 
der Inklusionsbegriff vergleichsweise weit gefasst wird. Das Dokument enthält jedoch 
 keine Hinweise auf Beschwerdeverfahren oder auf Orientierungsmuster für pädagogi-
sche Fachkräfte. 
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6.10 Nordrhein-Westfalen

 
 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Nordrhein-Westfalen zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) verweisen ausführlich 
sinngemäß auf das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) im Sinne der UN-Kinderrechtskon-
vention. Auch die weiteren untersuchten Aspekte von Demokratiebildung finden sich sinn-
gemäß in den Ausführungen wieder. Die spezifischen Vorgaben für den Grundschulbe-
reich enthalten jedoch keine Hinweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) sind primär or-
ganisatorisch und verankern weder explizit noch implizit Aspekte von Demokratiebildung. 

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen (Analyse I, 2020) nennt verschiedene fachübergrei-
fende Aufgabenbereiche, darunter auch interkulturelle Erziehung und politische Bildung, 
beschreibt diese jedoch nicht detailliert. Es sind keine expliziten Formulierungen bezüg-
lich Demokratiebildung enthalten. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) schließt die Betreuung von 
 Kindern im Grundschulalter aus und verweist auf entsprechende Angebote in Schulen. 

Der Bildungsplan „Bildungsgrundsätze. Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an. 
Grundsätze zur Bildungsförderung für Kinder von 0 bis 10 Jahren in Kindertagesbetreu-
ung und Schulen im Primarbereich in Nordrhein-Westfalen“ (Analyse I, 2020) stellt einen 
institutionenübergreifenden Bildungsplan, der auch Grundschulen sowie die spezifischen 
Anforderungen in Ganztagsschulen berücksichtigt, dar. Demokratiebildung wird explizit 

Das Schulgesetz greift sinngemäß die untersuchten Artikel 
der UN-Kinderrechtskonvention auf, besonders ausführlich 
wird das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) normiert. Dahinge-
gen enthalten weder die spezifischen Formulierungen für den 
Grundschulbereich noch für Ganztagseinrichtungen Hinweise 
auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung.

Der Bildungsplan stellt ein anschauliches Beispiel eines institu-
tionenübergreifenden Bildungsplans dar. Es finden sich explizi-
te sowie implizite Hinweise auf Aspekte von Demokratiebildung, 
darunter Partizipation und interkulturelle Kompetenzen. Die Kin-
derrechte stellen die Grundlage für pädagogisches Arbeiten dar. 
Der Bildungsplan hat Orientierungscharakter.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Nordrhein-Westfalen.
© InterVal 2022
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hervorgehoben sowie in Bezug zu den betrachteten Aspekten von Demokratiebildung ge-
setzt, darunter Partizipation und interkulturelle Kompetenzen. Kinderrechte werden als 
Grundsatz für die pädagogische Arbeit verstanden und sollen institutionen- und fachüber-
greifend vermittelt werden. Der Bildungsplan enthält anschauliche Anregungen zu den 
Themenschwerpunkten. Der Bildungsplan ist nicht verbindlich und hat lediglich Orientie-
rungscharakter. 

Die beiden untersuchten ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) umfassen den 
Rahmenlehrplan (siehe oben) sowie ein Ergebnispapier eines Runden Tisches zu „Hil-
fe für Kinder in Not“. Die Dokumente enthalten keine expliziten und nur vereinzelt im-
plizite Verweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung. Das Ergebnispapier des 
Runden Tisches betont die Wichtigkeit von Ganztag in Bezug auf Chancengleichheit und 
Bildungsgerechtigkeit. 

6.11 Rheinland-Pfalz

 

 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Rheinland-Pfalz zusammengefasst: 

Die Formulierungen zu den allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) 
sind insgesamt sehr kurzgefasst und Formulierungen zu Aspekten von Demokratiebildung 
werden somit nur angerissen. Die Aspekte Diskriminierungsverbot (Artikel 2) und das 
Recht auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29,  Absatz 
1d) werden dennoch sinngemäß erwähnt, das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 
1a) wird in Ansätzen thematisiert. Das Recht auf Berücksichtigung des Kindeswillens 

Das Schulgesetz greift trotz kurzgefasster Formulierungen zu 
Bildungs- und Erziehungszielen dennoch die Aspekte Diskrimi-
nierungsverbot (Artikel 2) sowie das Recht auf die Vorbereitung 
auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 
1d) sinngemäß auf. Das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 
1a) wird in Ansätzen thematisiert. Die spezifischen Formulie-
rungen für den Grundschulbereich und für Ganztagsangebote 
enthalten keine Hinweise auf Demokratiebildung. Das Beteili-
gungsrecht (Artikel 12) wird jedoch an anderer Stelle normiert 
und dort in Bezug zum außerunterrichtlichen Bereich gesetzt.

Das novellierte Ausführungsgesetz für Kindertageseinrichtun-
gen schließt die Betreuung von Kindern im Grundschulalter bzw. 
an Grundschulen aus und verweist auf entsprechende Betreu-
ungsangebote an Schulen.

Der Bildungsplan „Empfehlungen zur Qualität der Erziehung, Bil-
dung und Betreuung in Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz“ 
geht sinngemäß auf verschiedene Aspekte von Demokratiebil-
dung ein. Die UN-Kinderrechtskonvention bildet die rechtliche 
Grundlage für die im Bildungsplan beschriebenen Aspekte.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Rheinland-Pfalz.
© InterVal 2022
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wird an anderer Stelle des Gesetzes normiert, da jedoch speziell in Zusammenhang mit 
dem außerunterrichtlichen Bereich erwähnt. Die spezifischen Formulierungen für den 
Grundschulteil enthalten weder explizite noch implizite Bezüge zu kinderrechtebasier-
ter Demokratiebildung. 

Die Vorgaben speziell für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) 
 schreiben eine Zusammenarbeit zwischen Schulen und Ganztag auf inhaltlicher Ebenen 
vor, definieren diese jedoch nicht genauer. Die Vorgaben enthalten keine Verweise auf 
 Demokratiebildung. 

Der Rahmenlehrplan für Grundschulen (Analyse I, 2020) formuliert als ein Bildungsziel 
das Erlernen demokratischer Werte und Verhaltensweisen, geht darüber hinaus jedoch 
einzig auf den untersuchten Aspekt des Erwerbs interkultureller Kompetenzen ein. Das 
Ganztagsangebot an Grundschulen wird in Bezug auf Methoden und Rahmen der Umset-
zung sowie bezüglich der Vermittlung demokratischer Werte mitgedacht und Handlungs-
spielräume werden abgesteckt. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) wurde 2021 novelliert. Die 
 neuen Vorgaben schließen die Betreuung von Kindern im Grundschulalter bzw. an Grund-
schulen aus und verweisen auf entsprechende Betreuungsangebote an Schulen. 

Der Bildungsplan „Empfehlungen zur Qualität der Erziehung, Bildung und Betreuung in 
Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz“ (Analyse I, 2020) geht auf verschiedene Aspekte 
von Demokratiebildung ein. Das Dokument umfasst die Vermittlung von Demokratiebil-
dung, Partizipation sowie interkulturelle Kompetenzen. Die UN-Kinderrechtskonvention 
bildet die rechtliche Grundlage für die im Bildungsplan hervorgehobenen Aspekte. Es wird 
explizit auf das Beteiligungsrecht (Artikel 12) sowie auf die Rechte der Entfaltung (Artikel 
29, Absatz 1a) und der Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, 
Absatz 1d) eingegangen. 

Die analysierte ergänzende Empfehlung (Analyse II, 2021) umfasst die UN-Kinderrechts-
konvention im Wortlaut sowie Beschreibungen zur Verankerung dieser Rechte. Ein Kapi-
tel bezieht sich auf Demokratiebildung an Schulen und in Kindertagesstätten und hebt 
verschiedene Artikel der UN-Kinderrechtskonvention sinngemäß hervor, darunter das 
Diskriminierungsverbot (Artikel 2), das Beteiligungsrecht (Artikel 12) sowie das Recht auf 
Entfaltung (Artikel 29, Absatz 1a). 
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6.12 Saarland

 

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
im Saarland zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) enthalten implizite Hinwei-
se auf das Diskriminierungsverbot (Artikel 2), das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 
1a) sowie auf das Recht auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Ar-
tikel 29, Absatz 1d). Eine Besonderheit stellt die Verankerung des Beteiligungsrechts (Ar-
tikel 12) an Schulen im Saarland dar; das Schulgesetz verweist hierzu auf ein sogenanntes 
Schulmitbestimmungsgesetz (SchumG). Speziell für den Grundschulbereich enthält das 
Schulgesetz keine Hinweise auf Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) greifen nur 
wenige der untersuchten Aspekte von Demokratiebildung sinngemäß auf. Hervorzuheben 
ist, dass die Ganztagsschule als Ort festgehalten wird, um das Recht auf die Entfaltung 
(Artikel 29, Absatz 1a) des Kindes in besonderer Weise zu fördern. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) enthält keine fachübergreifenden 
Kompetenzen. Auch die fächerbezogenen Rahmenlehrpläne nehmen auf keine übergrei-
fenden Kompetenzen Bezug. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) geht nicht explizit, sondern al-
lein sinngemäß auf unterschiedliche Aspekte von Demokratiebildung ein. Unter anderem 
enthält das Gesetz Hinweise auf das Recht auf Entfaltung des Kindes (Artikel 29, Absatz 
1a) und normiert das Beteiligungsrecht (Artikel 12). Bei Letzterem wird jedoch nicht genau 
ausgeführt, wobei und in welcher Form die Kinder sich beteiligen können. Pädagogische 

Das Schulgesetz geht inhaltlich sinngemäß auf verschiedene 
Aspekte von Demokratiebildung ein. Eine Besonderheit stellt 
die Verankerung des Beteiligungsrechts (Artikel 12) dar, wel-
ches  separat im Schulmitbestimmungsgesetz (SchumG) nor-
miert wird. Die spezifischen Vorgaben für Grundschulen ent-
halten keine Verweise auf Demokratiebildung, die Vorgaben 
für Ganztagsbetreuung greifen nur wenige der untersuchten 
Aspekte auf.

Das Ausführungsgesetz geht sinngemäß auf verschiedene As-
pekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung ein. Dar-
unter das Recht auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 1a) sowie das 
Beteiligungsrecht. Außerdem ist Aufgabe der Fachkräfte, orien-
tierende Werte zu vermitteln.

Weder der Bildungsplan noch ergänzende Empfehlungen, auf die 
im Bildungsplan verwiesen werden, schließen die Bildung und 
Betreuung von Kindern im Grundschulalter ein.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Saarland.
© InterVal 2022
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Fachkräfte haben zur Aufgabe, orientierende Werte zu vermitteln, die eigene Werteorien-
tierung wird nicht thematisiert. Zum Zeitpunkt der Analyse II war eine Novellierung des 
Ausführungsgesetzes angekündigt. 

Der Bildungsplan „Bildungsprogramm mit Handreichungen für saarländische Krippen und 
Kindergärten“ (Analyse I, 2020) bezieht sich explizit auf Kinder vor Eintritt in die Grund-
schule. 

Es wurden keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) identifiziert, die die Bil-
dung und Betreuung von Kindern im Grundschulalter einschließen. 

6.13 Sachsen

 

Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Sachsen zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) greifen inhaltlich sinn-
gemäß alle untersuchten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention auf. Ausführlicher geht 
das Gesetz dabei auf das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) sowie das Recht auf die 
Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d) ein. Die 
spezifischen Formulierungen für den Grundschulbereich enthalten keine Verweise auf 
Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) enthalten weder 
explizite noch implizite Bezüge zu kinderrechtebasierter Demokratiebildung.  Insgesamt 
sind die Regelungen für die inhaltlichen Zusammenarbeit zwischen Schule und Ganztag 
nicht sehr umfassend. 

Der allgemeine Teil des Schulgesetzes geht sinngemäß auf alle 
untersuchten Artikel der UN-Kinderrechtskonvention ein. Um-
fassend wird das Diskriminierungsverbot (Artikel 2) sowie das 
Recht auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes 
Leben (Artikel 29, Absatz 1d) normiert. Jedoch enthalten weder 
die spezifischen Vorgaben für Grundschulen noch für Ganz-
tagsbetreuung Hinweise auf Demokratiebildung.

Das Ausführungsgesetz normiert verschiedene untersuchte As-
pekte von kinderrechtebasierter Demokratiebildung. Das Betei-
ligungsrecht (Artikel 12) wird dabei auch explizit in Bezug auf 
Kinder im schulpflichtigen Alter hervorgehoben.

Der Bildungsplan „Der Sächsische Bildungsplan – ein Leitfaden 
für pädagogische Fachkräfte in Krippen, Kindergärten und Hor-
ten sowie für Kindertagespflege“ ist verbindlich und institutio-
nenübergreifend angelegt und enthält explizite sowie implizite 
Bezüge zu Aspekten von Demokratiebildung. Besonders Partizi-
pation wird an mehreren Stellen des Bildungsplans aufgegriffen 
und speziell in Bezug auf Horte benannt.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Sachsen.
© InterVal 2022
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Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) enthält Verweise auf übergreifende 
Kompetenzen. Darunter fällt auch politische Bildung, welche explizit die Entwicklung einer 
demokratischen Grundhaltung festschreibt. Darüber hinaus werden die Partizipation der 
Kinder sowie interkulturelle Kompetenzen hervorgehoben. Ganztag und Schule werden 
als pädagogisches Gesamtkonzept gesehen, das Angebote aufeinander abstimmen muss.

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) enthält sinngemäße Verweise 
auf das Recht auf Entfaltung des Kindes (Artikel 29, Absatz 1a), das Recht auf die Vor-
bereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d) sowie auf das 
Beteiligungsrecht (Artikel 12). Letzteres wird auch explizit für Kindern im schulpflichtigen 
Alltag normiert. Vergleichsweise ausführlich geht das Ausführungsgesetz auf den Erwerb 
sozialer Kompetenzen bzw. soziales Lernen ein. Hinweise auf ein Diskriminierungsverbot 
(Artikel 2) finden sich im Gesetz nicht. 

Der Bildungsplan „Der Sächsische Bildungsplan – ein Leitfaden für pädagogische Fach-
kräfte in Krippen, Kindergärten und Horten sowie für Kindertagespflege“ (Analyse I, 2020) 
stellt einen verbindlichen, institutionenübergreifenden Bildungsplan für Kindertagesstät-
ten, der auch Kinder in Schulhorten berücksichtigt, dar. Außerdem wird die Schnittstelle 
zwischen Hort und Grundschule systematisch berücksichtigt. Demokratiebildung wird 
explizit als ein Inhalt des Bildungsbereichs Soziale Bildung genannt. Die weiteren unter-
suchten Aspekte von Demokratiebildung finden sich auch im Bildungsplan wieder. Ins-
besondere der Aspekt der Partizipation ist in der Analyse hervorgestochen und wird an 
mehreren Stellen des Bildungsplans, darunter speziell für Horte, erwähnt. 

Es wurden drei ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021), auf die der sächsische Bil-
dungsplan verwiesen hat, gesichtet. Alle drei Dokumente beziehen sich ausdrücklich auf 
die Zusammenarbeit Schule und Hort bzw. Ganztag. Dabei normieren sie vor allem orga-
nisatorische Aspekte der Kooperation; Aspekte von kinderrechtebasierter Demokratiebil-
dung werden nur vereinzelt aufgegriffen. 

6.14 Sachsen-Anhalt

Das Schulgesetz verankert sinngemäß verschiedene Artikel der 
UN-Kinderrechtskonvention sehr zentral im ersten Paragrafen 
des Gesetzes. Weitere Hinweise auf Demokratiebildung finden 
sich zudem an anderen Stellen. Weder die spezifischen Formu-
lierungen für Grundschulen noch Vorgaben für Ganztagsbe-
treuung enthalten Hinweise auf Demokratiebildung.

Das Ausführungsgesetz erwähnt die UN-Kinderrechtskonvention 
nicht explizit, geht jedoch sinngemäß auf mehrere Aspekte von 
Demokratiebildung ein. Hervorzuheben sind das Beteiligungs-
recht (Artikel 12) sowie soziales Lernen.

Der Bildungsplan „Bildungsprogramm für Kindertageseinrich-
tungen in Sachsen-Anhalt“ ist ein Beispiel einer verbindlichen 
Bildungskonzeption, die auch Kinder im Grundschulalter be-
rücksichtigt. Das Bildungsprogramm enthält zudem explizite 
Verweise auf Demokratiebildung und geht umfassend auf die 
Partizipation der Kinder ein.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Sachsen-Anhalt.
© InterVal 2022
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Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Sachsen-Anhalt zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) verankern in einem kom-
pakten ersten Paragrafen (§ 1 Absatz 1 SchulG) sinngemäß die folgenden untersuchten 
Artikel der UN-Kinderrechtskonvention: das Diskriminierungsverbot (Artikel 2), das Recht 
auf Entfaltung (Artikel 29, Absatz 1a) sowie das Recht auf die Vorbereitung auf ein ver-
antwortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Hinweise auf ein Beteiligungsrecht 
(Artikel 12) finden sich nur in Ansätzen. In den spezifischen Formulierungen des Grund-
schulteils finden sich keine Anhaltspunkte für Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) schreiben ein 
ganzheitliches pädagogisches Konzept für die Kooperation zwischen Schule und Ganztag 
vor. Das Gesetz enthält jedoch keine Ausführungen zur inhaltlichen Ausgestaltung der 
Kooperation und keine Bezüge zu kinderrechtebasierter Demokratiebildung. Die professi-
onelle Orientierung für pädagogische Fachkräfte entlang der Werte der Verfassung sowie 
einer freiheitlich-demokratischen Ordnung wird festgehalten. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) enthält fachübergreifende Leitide-
en, Kompetenzen und Themenkomplexe. Es finden verschiedene Aspekte von Demokratie-
bildung Erwähnung, darunter zum Beispiel interkulturelle Kompetenzen. Demokratiebil-
dung als Konzept ist subsumiert unter der Leitidee Soziales Lernen dargestellt. Es werden 
nur punktuell Methoden zur Umsetzung aufgeführt.

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) erwähnt die UN-Kinderrechts-
konvention nicht explizit, geht jedoch sinngemäß auf mehrere Aspekte von Demokratie-
bildung ein. Besonders umfassende Formulierungen finden sich hinsichtlich des Beteili-
gungsrechts (Artikel 12), welches in einer eigenen Norm verankert ist, sowie hinsichtlich 
Sozialen Lernens bzw. des Erwerbs sozialer Kompetenzen. Diese sollen bei Kindern geför-
dert werden, um gleichzeitig Verantwortungsbereitschaft sowie Toleranz und interkultu-
relle Kompetenzen zu stärken. 

Der Bildungsplan „Bildungsprogramm für Kindertageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt“ 
(Analyse I, 2020) stellt eine verbindliche Bildungskonzeption für Kindertageseinrichtun-
gen dar, die auch Kinder im Grundschulalter berücksichtigt. Der Bildungsplan enthält ex-
plizite Verweise auf Demokratiebildung. Daneben wird insbesondere die Befähigung zur 
Partizipation an mehreren Stellen im Bildungsprogramm verankert. 

Es wurde auf keine ergänzenden Empfehlungen (Analyse II, 2021) des Landes Sachsen-
Anhalt im Rahmen des Bildungsplans verwiesen. Auch auf der Website des Landesminis-
teriums konnten keine ergänzenden Empfehlungen identifiziert werden. 
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6.15 Schleswig-Holstein

 
 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Schleswig-Holstein zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) greifen nur einzelne As-
pekte von Demokratiebildung auf, darunter sinngemäße Formulierungen zum Diskriminie-
rungsverbot (Artikel 2) sowie hinsichtlich des Rechts auf die Vorbereitung auf ein verant-
wortungsbewusstes Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Die spezifischen Formulierungen für 
Grundschulen enthalten keine Formulierungen zu Aspekten von Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) halten eine 
inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Schule und Ganztag nur in Ansätzen fest. Die Vor-
gaben umfassen keine Hinweise auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung. 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) enthält verschiedene fachüber-
greifende Zielstellungen, Konzepte, Aufgaben und Qualifikationen, die in der Grundschule 
erworben werden sollen. Die explizite Vermittlung von Demokratiebildung findet in keiner 
Form Erwähnung. Die weiteren Kompetenzen, das Wissen und Verstehen von Menschen- 
und Kinderrechten, Partizipation sowie interkulturelle Kompetenzen werden aufgegriffen. 
Es werden vereinzelt konkrete Methoden zur Umsetzung benannt.

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) wurde im Januar 2021 novel-
liert. Das neue Gesetz normiert die Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt. Darüber 
hinaus gilt das Gesetz nur für Einrichtungen, wenn kein Angebot für eine Ganztagsbetreu-
ung an Schulen vorgehalten wird. 

Das Schulgesetz geht nur auf einzelne untersuchte Aspekte von 
Demokratiebildung ein, darunter umfassende Formulierungen 
zum Diskriminierungsverbot (Artikel 2) sowie hinsichtlich des 
Rechts auf die Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes 
Leben (Artikel 29, Absatz 1d). Weder Vorgaben speziell für den 
Grundschulbereich noch für die Ganztagsbetreuung enthalten 
Hinweise auf Demokratiebildung.

Der Bildungsplan „Leitlinien zum Bildungsauftrag in Kinder-
tagesstätten“ umfasst explizite sowie implizite Verweise auf 
kinderrechtebasierte Demokratiebildung. Die Leitlinien berück-
sichtigen explizit auch Kinder im Grundschulalter und bieten 
konkrete Beispiele für die Umsetzung von Erziehungsaufgaben.

Die ergänzende Empfehlung „Erfolgreich starten – Leitlinien 
zum Bildungsauftrag in Kindertagesstätten“ geht explizit sowie 
implizit umfassend auf fast alle analysierten Aspekte von Demo-
kratiebildung ein. Hervorgestochen ist das umfassende Inklusi-
onsverständnis der Leitlinien.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Schleswig-Holstein.
© InterVal 2022
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Der Bildungsplan „Leitlinien zum Bildungsauftrag in Kindertagesstätten“ (Analyse I, 
2020) greift explizit die UN-Kinderrechtskonvention sowie Demokratiebildung als Grund-
sätze pädagogischer Arbeit auf und verankert somit die Themen prominent. Auch die As-
pekte interkulturelle Kompetenzen, Partizipation sowie das Wissen und Verstehen von 
Menschen- und Kinderrechten werden thematisiert. Auffallend war, dass die Leitlinien 
Grundschulkinder und ihre spezifischen Voraussetzungen systematisch berücksichtigen 
und Erziehungsaufgaben anhand konkreter Beispiele für diese Altersgruppe anschaulich 
dargestellt werden. 

Die untersuchte ergänzende Empfehlung „Erfolgreich starten – Leitlinien zum Bildungs-
auftrag in Kindertagesstätten“ (Analyse II, 2021) greift in der umfangreichen Beschrei-
bung des Bildungsauftrages von Kindertagesstätten fast alle analysierten Aspekte von 
Demokratiebildung auf. Darunter fallen unter anderem explizite Formulierungen zu Kin-
derrechten und Demokratiebildung sowie implizite Verweise auf ein Diskriminierungsver-
bot (Artikel 2) sowie das Beteiligungsrecht (Artikel 12). Zudem zeigt sich ein umfassendes 
Inklusionsverständnis. Einzig Hinweise auf Beschwerdeverfahren und/oder -stellen sind 
nicht enthalten. 

6.16 Thüringen

 
Die zentrale Leitfrage für die Dokumentenrecherchen und -analysen der INTERVAL GmbH 
im Auftrag des Deutschen Kinderhilfswerkes e.V. war, inwiefern Kinderrechte und kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
der 16 deutschen Bundesländer für den Primarbereich verankert sind. Hierzu wurden die 
in den verschiedenen Bundesländern geltenden Vorgaben im Rahmen von zwei Analysen 
(2020 und 2021) gesichtet und in Bezug auf ausgewählte UN-Kinderrechte analysiert. Im 
Folgenden werden zentrale Ergebnisse der rechtlichen und programmatischen Vorgaben 
in Thüringen zusammengefasst: 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes (Analyse I, 2020) verweisen sinngemäß auf 
alle untersuchten Aspekte der UN-Kinderrechtskonvention. Die aufgegriffenen Aspekte 

Die allgemeinen Vorgaben des Schulgesetzes greifen zentral 
alle untersuchten Aspekte von Demokratiebildung auf. Dahin-
gegen enthalten weder die spezifischen Formulierungen für 
den Grundschulbereich noch für Ganztagseinrichtungen Hin-
weise auf kinderrechtebasierte Demokratiebildung.

Hervorgestochen in der Analyse ist der Bildungsplan „Thüringer 
Bildungsplan bis 18 Jahre.“ Der institutionsübergreifend ange-
legte Bildungsplan enthält ein umfassendes Verständnis von 
verschiedenen Aspekten von Demokratiebildung, Kinderrechten 
und Partizipation. Das Dokument enthält zudem Hinweise für die 
Umsetzung, zum Teil speziell für den Primarbereich.

Die ergänzende Empfehlung „Fachliche Empfehlung Beteiligung 
und Beschwerden in Kindertageseinrichtungen“ geht umfassend 
auf die Verankerung des Beteiligungs- und Beschwerderechts 
von Kindern innerhalb Kindertagesstätten ein. Kinderrechte und 
Demokratiebildung werden als Grundlage der Empfehlung expli-
zit benannt. Darüber hinaus werden praktische Hinweise für die 
Umsetzung beschrieben.

Quelle: Rechtliche und programmatische Vorgaben des Landes Thüringen.
© InterVal 2022
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werden zentral verankert und nicht in verschiedenen Absätzen normiert. Es deutet sich ein 
ganzheitliches Bild der Verankerung der Kinderrechte an. Die spezifischen Formulierun-
gen für Grundschulen enthalten keine Hinweise auf Kinderrechte oder Demokratiebildung. 

Die Vorgaben für die Ganztagsbetreuung im Schulgesetz (Analyse II, 2021) schreiben die 
gemeinsame Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens sowie die Zusammenarbeit 
verschiedener schulischer und außerschulischer Akteur*innen vor. Die Inhalte dieser Zu-
sammenarbeit werden nicht genauer definiert. Es finden sich keine Verweise auf kinder-
rechtebasierte Demokratiebildung in den Vorgaben für die Ganztagsbetreuung. Hervor-
gestochen ist jedoch das Schulgesetz, da es umfassend auf Beschwerdeverfahren sowie 
auf unabhängige Beschwerdestellen für Schüler*innen verweist und auf den Thüringer 
Bildungsplan Bezug nimmt (siehe Bildungsplan unten). 

Der Rahmenlehrplan der Grundschule (Analyse I, 2020) erwähnt die betrachteten Aspekte 
von Demokratiebildung in Ansätzen. Diese werden jedoch nicht weiter konkretisiert und 
nicht mit dem Erwerb demokratischer Handlungskompetenzen in Verbindung gesetzt. Der 
Rahmenlehrplan berücksichtigt die Schnittstelle Schule und Horte bzw. Ganztagseinrich-
tungen und die Kompetenzentwicklung in Grundschulen wird mit dem Thüringer Bildungs-
plan (siehe Bildungsplan unten) zusammengedacht. 

Das Ausführungsgesetz (Analyse I, 2020; Analyse II, 2021) schließt explizit Schulhorte 
vom Geltungsbereich des Gesetzes aus und verweist für den Anspruch auf Betreuung im 
Primarbereich auf das Thüringer Schulgesetz.

Der Bildungsplan „Thüringer Bildungsplan bis 18 Jahre“ (Analyse I, 2020) bietet einen Ori-
entierungsrahmen für alle Bildungseinrichtungen für Kinder bis 18 Jahren. Es zeigt sich 
ein umfassendes Verständnis von Demokratiebildung und Partizipation. Kinderrechte 
werden als Grundsatz und Ziel pädagogischer Arbeit verstanden. Der Bildungsplan um-
fasst konkrete Gestaltungsmöglichkeiten für Bildungsangebote unter Berücksichtigung 
der individuellen Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und geht dabei auch speziell 
auf den Primarbereich ein. 

Die untersuchte ergänzende Empfehlung „Fachliche Empfehlung Beteiligung und Be-
schwerden in Kindertageseinrichtungen“ (Analyse II, 2021) stellt ein umfassendes Doku-
ment für die Verankerung des Beteiligungs- und Beschwerderechts von Kindern innerhalb 
Kindertagesstätten dar. Die Empfehlungen orientieren sich an dem Thüringer Bildungs-
plan (siehe Bildungsplan oben). Kinderrechte und Demokratiebildung werden als Grund-
lage der Empfehlung explizit benannt. Das Dokument enthält darüber hinaus praxisnahe 
Hinweise für die Umsetzung in den Einrichtungen. 
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7.  Anhang II: Untersuchte Artikel der 
UN-Kinderrechtekonvention 

Die in der Untersuchung berücksichtigten Kinderrechte der UN-Kinderrechtskonvention 
im Wortlaut: 

Artikel 2 [Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot]
(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und 

gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskrimi-
nierung unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der 
Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen, ethnischen oder 
sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen 
Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
das Kind vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der 
Tätigkeiten, der Meinungsäußerungen oder der Weltanschauung seiner Eltern, seines 
 Vormunds oder seiner Familienangehörigen geschützt wird.

Artikel 12 [Berücksichtigung des Kindeswillens] 
(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu 

 bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten 
frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen und entspre-
chend seinem Alter und seiner Reife. 

Artikel 29 [Bildungsziele; Bildungseinrichtungen] 
(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung des Kindes darauf 

 gerichtet sein muss,

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperlichen Fähigkei-
ten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen; 

[…]

d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer freien Gesellschaft 
im Geist der Verständigung, des Friedens, der Toleranz; der Gleichberechtigung 
der Geschlechter und der Freundschaft zwischen allen Völkern und ethnischen, 
nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern vorzubereiten; 
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